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Das öffentliche Vermögen der römischen Republik. 



Von Dr. Julius von Gosen 

in München. 



I. 

Aelteste Zeit. 

Mit der Einwanderung in Italien hatten die schon vorher 
unter sich geeinigten Völkerschaften das Hirtenleben mit der 
Pflugschaar vertauscht, überall entstanden durch Vereinigung 
mehrerer kleiner Bauerhöfe (vici) Ansiedelungen (pagi) zum Be- 
triebe des Ackerbaus, aus der Vereinigung mehrerer pagi entsteht 
im weitern Verlauf eine respublica oder civitas. So mögen alle 
Städte in Italien entstanden, so mögen die Anfänge Roms gewesen 
sein *). Die ursprüngliche Bevölkerung bestand zum weitaus 
grössten Theile aus Latinern, die Dreitheilung in Ramnes, Tities 
und Luceres scheint auf einer Vereinigung dreier früher selb- 
ständiger Gemeinden zu beruhen ; dass die Tities sabinischen Ur- 
sprungs waren ist möglich, nicht erwiesen, unwahrscheinlich, dass 
die Luceres keine Latiner waren. 

Die älteste Verfassung, mit der die Römer in die Geschichte 
eintreten, ist die monarchische, die politischen Rechte des Bürgers 
sind entschieden auf Grundbesitz basirt, Religion und Sitte in 
engster Verbindung mit dem Ackerbau. Aber der Römer war 
nicht geboren, im Schweisse seines Angesichts sein Brod zu essen, 
er war von Natur bestimmt zum Herrschen, somit hingewiesen 
auf den Krieg. Von Beginn seines Auftretens in der Geschichte 



1) Livius XXXI. 30. 
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an stürzt er sich von einem Kriege in den andern, eilt er von 
einer Eroberung zu der andern. Begünstigt wurde diese Natur- 
anlage durch eine Reihe glücklicher Verhältnisse, namentlich die 
feste Lage in der Nähe des Meeres zwischen kleinen stets mit 
einander in Hader liegenden Volksgemeinden. Dass die ursprüng- 
lichen Bewohner Flüchtlinge und Verbrecher jeder Art geächtet 
von ihrer Heimath gewesen '), ist Sage und vermag nur darzu- 
thun, dass. wie an vielen Orten, im Altcrthum sich dort ein Hei- 
ligthum als Asyl befand und dass durch dieses mancher Zuwachs 
der Bevölkerung entstanden sein mag, dass aber der Haupt- 
bestandteil des altrömischen Volkes ausschliesslich Ackerbau und 
Viehzucht trieb, dafür ist die älteste Rechtsgeschichte Beweis ; so 
vermag namentlich der Umstand , dass nur die ländlichen und 
nicht auch die städtischen und persönlichen Dienstbarkeiten zu den 
res maneipi gehören und daher durch Mancipation bestellt werden, 
nicht aber die letzteren, mit Rücksicht auf das unbestreitbar höhere 
Alter der mancipatio vor der in iure cessio darzuthun, dass die 
ältesten Römer nicht in einer Stadt, sondern als Bauern in Ge- 
höften oder Dorfschaften lebten. 

Es wird nun überliefert, das von den ersten Volksgenossen 
in Besitz genommene Land sei von dem ersten Könige Romulus 
nach Ausscheidung eines Theils für sich und für die Götter in 
gleiche Theile von je zwei iugera getheilt worden *) , welches 
Besitzthum erst in Folge der glücklichen Kriege nach und nach 
vergrössert wurde : so durch den vejentischen und sabinischen 
Krieg je um sieben iugera s ). Diese romulische Landtheilung 
wird von den Quellen so bestimmt behauptet, dass sie nicht wohl 

1) Jhering, Geist des röm. Rechts I. § 10 glaubt auf Grund etymo- 
logischer Forschung nachzuweisen, dass die ursprünglichen Bewohner Roms 
wirklich Räuber, wie die Sage sie schildert, gewesen, aber seine Beweise 
sind durchaus nicht zwingend. 

2) Varro de re rust. VII. 10. L i v. VIII. 11. 

3) L i v. V. 30. Diese alten Landloose von 7 iugera sollen sich bis in 
die spätere Zeit ungetheilt erhalten haben. Val. Max. IV. 4. §6. 7. 8. 11. 
Plut. Aem. Paul. 5. Cato m. 24. Jhering II. S. 156 erklärt diesen Um- 
stand aus der festen Sitte, welche es nicht gestattete, die freieste Theil- 
barkeit des Grundeigenthums, welche gesetzlich unbeschränkt war, bis auf 
diese auszudehnen. 
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in Zweifel gezogen werden kann, wenn auch das unrichtig er- 
scheinen muss, dass diese zwei iugera ursprünglich das einzige 
Besitzthum eines römischen Bürgers gewesen seien. Dagegen ist 
der Ansicht derjenigen Schriftsteller ') in keiner Weise beizutreten, 
dass ursprünglich die gesammte Mark des römischen Volks im 
Eigenthum der Gesammtheit gestanden und gemeinschaftlich bebaut 
worden sei, und dass demnach Sondereigen nur an Gartenland und 
an Fahrhabe bestanden habe. Es muss eine solche Anschauung 
auf den ersten Blick befremden ; denn dass ein Volk in der Kind- 
heit seiner Entwicklung einen solch abstrakten Bechtsgedanken 
fasse und dem Gemeinwesen als selbständiger Existenz Eigenthum 
an dem ganzen Areal, den Einzelnen nur Fruchtgenussrecht an 
Grund und Boden zuschreibe, erscheint geradezu unmöglich. Der 
Staat kann nie 2 ) und am wenigsten von dem römischem Volke, 
bei dem schon in frühester Zeit das Privatrecht im höchsten Grade 
scharf und bestimmt ausgeprägt erscheint, als Eigenthümer alles 
Grundes und Bodens gedacht werden. Es muss vielmehr eine sorg- 
fältige Prüfung aller Quellenzeugnisse im Zusammenhalte mit der 
ganzen Struktur des römischen Bechts und unter Berücksichtigung 
aller Umstände zu der Ueberzeugung führen, dass von Uranfang 
an das römische Becht volles Eigen an Grund und Boden kannte, 
dass aber dasselbe durchweg oder nur soweit es in gewisse Com- 
plexe vereinigt war (heredia) , durch Gewohnheitsrecht unver- 
äusserlich und nur in der Familie oder dem Stamme vererblich 
war 3 ). Nur so erklärt sich auch, wesshalb Grund und Boden in 
der ältesten Zeit nicht durch Mancipation übertragen wurde, son- 
dern durch in iure cessio, denn erstere passte nicht für Grund- 
stücke 4 ) , welche gar nicht veräussert werden sollten , für Fälle 



1) Namentlich M o m m s e n , Kp. XIH. Puchta I. § 39. 40. 

2) Wenn Caesar bell. g. IV. 1 von den Sueven erzählt: privati ac 
separati agri apud eus nihil est etc., so beweist dies nur, dass dieselben 
staatlich noch nicht organisirt waren, vielmehr noch im Uebergang begriffen 
waren vom Nomaden zum Ackerbau treibenden Volk Wollte man auch 
hier dem Staate Eigenthum an Grund und Boden zuschreiben, so würde 
man sicher in jene Zeit eine Anschauung hineintragen, die ihr fern lag. 

3) Gai. I. 192. Paul. scnt. III. 4 a. § 7. 
4» Gai. I. 121. 
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der ächten Noth aber wurde die in iure cessio, eben weil jene 
nicht recht passte, gebräuchlich, erst später in Folge des immer 
mehr um sich greifenden Verkehrs wird die mancipatio auf sie 
übertragen, welcher Zustand durch die XII Tafeln geltendes Recht 
wurde '). 

Für diese Ansicht, soweit sie die älteste Zeit betrifft, sprechen 
verschiedene Gründe, namentlich der, dass von Anfang an die 
ganze Symbolik des Rechts auf den Ackerbau hinweist: die älteste 
Art des Darlehns besteht in Getreide mit Zinsen (foenus), der 
Name dieses Contrakts ist stipulatio *), die älteste Form der Ehe 
ist die confarreatio ; alle diese Beispiele , welche sich noch um 
ein Beträchtliches vermehren Hessen, thun dar, dass Ackerbau 
von Uranfang an zur Beschäftigung der Römer gehörte, wenn 
auch noch früher eine Zeit liegt, in der sie ausschliesslich Vieh- 
zucht trieben. Ackerbau aber setzt unter allen Umständen ge- 
sondertes Privateigenthum voraus. In dieser Periode lässt sich 
überhaupt nicht an eine vollständige Trennung des öffentlichen 
und Privatrechts denken, noch viel weniger aber an das Bestehen 
des Staats als Rechtssubjectes , wie es jene Ansicht voraussetzen 
muss; erst als schon längst das Erz als Tauschmittel üblich ge- 
worden s ), als zu dem Ackerbau als wesentliche Erwerbsquellen 
Handel und Schiffahrt sowie allerlei Gewerbe traten, als Rom zu 
einer geordneten Stadt geworden, kann von der Existenz eines 
römischen Staats gesprochen werden. 

Es sind nun noch kurz die Gründe zu prüfen, welche für 
das Staatseigentum an allem Land angeführt werden. 

Sämmtliche Gründe, welche Mommsen anführt, beweisen nur 
soviel, dass Grund und Boden in ältester Zeit in der Regel nicht 
veräusserlich war, dafür spricht hauptsächlich der uralte Ausdruck 
familia peeuniaque, woraus zu schliessen ist, dass das Vieh 
sowol als Haupttauschmittel wie als Hauptbestandtheil des von 



1) Uti lingua nuneupassit ita ius esto. Gai. II. 25. Frag. Vat. 50. 

2) Von stips und stipnla. Huschke Nexum,^. 98. 

3) Die Sage knüpft diese beiden Entwicklungen an die Könige Romulus 
und Kuma, indem sie von ersterm berichtet, dass er das Land vertheilt, von 
letzterm, dass er Münzen prägen Hess und das Volk in Klassen eintbeilte. 
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Hand zu Hand übertragbaren Vermögens für diese Zeit anzu- 
sehen ist *). 

Puchta femer ") hat mit grossem Scharfsinn nachzuweisen 
gesucht: dass der Römer ursprünglich nur Staatseigentum ge- 
kannt, dass namentlich aller Grundbesitz im Eigenthum des populus 
gestanden habe, erst als der Staat Bewohner erhalten, die nicht 
Glieder desselben waren, habe das quiritische Recht Grundeigen- 
thum Einzelner schaffen können: auch sei den Ramnes alle be- 
wegliche Habe in Beziehung zum Kriege erschienen, vorzüglich 
das Erz, und auch an ihm sei nur Staatseigentum möglich ge- 
wesen; erst die Einführung der quiritischen Rechtsansicht habe 
an Mobilien selbständiges Privateigenthum geschaffen, mit Aus- 
nahme einiger hauptsächlich zur Beute gehöriger Sachen. Weil 
nun die Plebejer nicht Mitglieder des populus gewesen, sei ihr 
Grund und Boden von Anfang an nicht Staatseigentum sondern 
ager privatus geworden ; so sei das quiritische Rechtsprinzip zuerst 
auf das Grundeigenthum der Plebejer angewandt und von ihnen 
auch auf die Mitglieder des eigentlichen populus übertragen worden. 
Hiegegen lässt sich Verschiedenes einwenden : zuvörderst ist eine 
solche Verschiedenheit der sabinischen (quiritischen) und latinischen 
Rechtsanschauung höchst unwahrscheinlich und durch nichts be- 
wiesen 8 ) ; denn wenn auch als sicher anzunehmen ist , dass die 
ursprüngliche Bevölkerung Roms aus Latinern und Sabinern be- 
stand 4 ), und dass das letztere Element allmählig vom erstem in 



1) So sagt auch Festus an keiner Stelle, Grund und Boden seien 
Staatseigentum gewesen: s. v. familia, famuli und s. v. pecunia pag. 213. 
253. 23: quum apud antiquos opes et patrimonia ex Ins praecipue consti- 
terint. p. 245: s. v. pecunia sacrificium : cum frugum fructuinque causa 
niola pura offerebatur in sacrificio, quia omnis res familiaris quam pecuniam 
nunc dicimus, ex his rebus constat. 

2) Inst. I. § 39. 40. 

3) Wenn Puchta I. S. 154 sagt: mit dem Eintritte der Plebs seien 
wir schon über jene Gegensätze des sabinischen und latinischen Elements 
hinaus in eine neue Phase der Geschichte getreten, so muss dies doch not- 
wendiger Weise auch von den Prinzipien des Hechts gelten, und dann ist 
nicht abzusehen, wie die Plebejer ausschliesslich sabinische Rechtsprinzipien 
sollten angewandt haben. 

4) S. Mommsen, Kp. IV. 
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sich aufgenommen und assimilirt wurde, so kann man daraus 
wohl auf eine gewisse Verschiedenheit des Rechts beider Völker- 
schaften schliessen, in keinem Falle aber annehmen, dieselbe sei 
so enorm gewesen, dass durch die Zutheilung des eroberten 
Landes an das Volk die einen die Ramnes nur das Recht des 
Resitzes und der Nutzniessung , die andern Volksgenossen dagegen 
die Plebejer wirkliches Eigenthum erworben hatten, wozu ersteres 
erst in Folge der Verfassung des Königs Servius sich gestaltet 
habe. Dieser ganzen Construktion des altrömischen Grundeigen- 
thunis liegen die Sagen von der Gründung und den ersten Er- 
weiterungen der Stadt zu Grunde, sie können daher nicht als 
einzige Beweismittel angeführt werden, tragen sie doch das Ge- 
präge der spälern Erfindung an der Stirn. Es beweist daher auch 
nichts, dass die Römer selbst den Ursprung des einen oder an- 
dern Rechts-Instituts diesem oder jenem Könige zuschreiben x ). 

Wie ist es ferner denkbar, dass die Patricier zu einer Zeit, 
wo der schärfste Gegensatz zwischen beiden Parteien bestand, 
wo die erbittertsten politischen Kämpfe gestritten wurden, von 
diesen ihren Gegnern ein dein ihrigen diametral entgegengesetztes 
Rechtsprinzip annehmen können? Sicher hätten sie gerade dess- 
halb diese Rechtsreception nicht geduldet, weil sie von den Ple- 
bejern herrührte. Und dann, da keine ausdrücklichen Quellen- 
zeugnisse vorhanden sind, so ist nicht abzusehen, was mit jener 
Anschauung gewonnen sein soll ? Ist man doch genöthigt an Stelle 
des Eigenthums ein anderes diesem ganz ähnliches Recht ein- 
zuführen 2 ). 

Es ist demnach mit aller Bestimmtheit der Satz auszusprechen, 
dass der Römer von Anbeginn an Sondereigenthum auch an Lie- 
genschaften kannte, dass daneben aber auch das Gemeinwesen 
im Besitze einer bedeutenden Menge Landes zu religiösen und 
wirtschaftlichen Zwecken sich befand. 



1) Puchta, § 36. S. 131 führt er an, dass erst nach dem Bestehen 
der Stadt die Römer neben dem Kriegshandwerk auch das friedliche Ge- 
werbe des Ackerbaus zu betreiben anfingen, was von Mommsen I. S. 14 
bis 16 widerlegt ist. 

2) Jhering, Geist d. r. R. 1. S. 183. n. 91. 
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Es entsteht nun die Frage, ob in dieser ältesten Zeit schon 
vom Gemeinwesen, vom Staate als Rechtssubjekt die Rede sein 
kann? Diese Frage ist zu verneinen. Denn der ursprüngliche 
Staat erscheint überall mehr im Verhältnisse der Familie, erst in 
Folge äusserer Gefahren wird das Bedürfniss der Selbsterhaltung 
das Subordinationsverhültniss hervortreiben, und so lange fehlt es 
an einem nothwendigen Requisit des Staats, als nicht die sämnit- 
lichen Einzelwillen vollständig der Gesammtheit untergeordnet sind, 
vorher sind nur Ansätze eines Staats da. 

Wie nun die Familie über den einzelnen Angehörigen , wie 
die gens über den Gentilen, so steht der älteste Staat über den 
Bürgern ; wie die gentes sich zu den Familien verhalten, so ver- 
hält sich der Staat zu den gentes, er besteht aus und in ihnen. 
Daraus folgt mit nothwendiger Consequenz, dass in dieser ältesten 
Zeit, die freilich weit vor den Anfängen der Geschichte liegt, vom 
Staate als Rechtssubjekt nicht die Rede sein kann, nur die Bür- 
ger können als Eigentümer des gemeinen Guts angesehen wer- 
den, daher ist der ager publicus gemeinschaftliches ungeteiltes 
Eigenthum der berechtigten Volksgenossen, also ursprünglich der 
Patricier ausschliesslich. 

Neben diesem Gemeindeland kamen natürlich auch Grund- 
stücke der gentes vor ') ; denn das Bedürfniss des Ackerbaus und 
der Viehzucht erheischt unter allen Himmelsstrichen einen grössern 
gemeinsamen Grundbesitz. Daraus ist jedoch keineswegs der Schluss 
zu ziehen, das auch die gens eine juristische Person gewesen. 
Die juristische Persönlichkeit kommt als eine reine Abstraktion 
immer erst später dem rechtsbildenden Verstände des Volkes zum 
Bewusstsein, vorher wird sie ersetzt durch die Gesellschaft 
(societas) *). 

Dieses Bewusstsein aber erscheint nicht plötzlich, sondern 
nach und nach, nur allmählig entwickelt sich der BegrifF des 



1) Jhering I. S. 183. 

2) Ganz dieselbe Entwicklung finden wir im germanischen Rechte, 
nur dass sie sich hier langsamer vollzog, es ist aber auch hier entschieden 
unrichtig, jene unvollkommene Gestaltung als acht germanische Rechts- 
Anschauung zu bezeichnen und für das heutige Recht noch Coiisequenzen 
daraus zu ziehen. 
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Staats. Als die Römer aber in die Geschichte eintraten, ist bei 
ihnen dieser Begriff in staatsrechtlicher und privatrechtlicher Be- 
ziehung fertig, wann und auf welchem Wege sie dazu gekommen, 
entzieht sich dem Auge der Geschichte. Dass aber bei ihnen der 
Staat nicht plötzlich erfunden oder auf anderem Wege als dem 
des historischen Werdens entstanden sei, dürfte gewiss sein, denn 
es wäre gegen die ewigen Prinzipien der menschlichen Entwicklung. 
Es scheint hiegegen allerdings die vielfach 1 ) bezeugte Vertheilung 
des Landes mit zwei iugera auf die Familie zu sprechen und für 
die Annahme einer einmaligen Gründung der Stadt durch die 
Ramnes, welche aus 1000 Familien bestanden hätten, zu zeugen 2 ), 
jedoch werden ganz ahnliche Verhaltnisse auch von Athen berich- 
tet und zwar hier als plötzliche Organisation Seitens der Staats- 
gewalt. Für Rom mag jene Nachricht entweder auf späterer 
Sage oder, wie in Athen, auf einem späteren Akt der Staats- 
gewalt beruhen. 

Wie dem auch sei, von dem Momente an, wo diese Rechts- 
Anschauung des Römers zu dem Gedanken kam, dass sämmtliches 
öffentliche Gut nicht dem Einzelnen und nicht der Stadt als Com- 
mune, sondern dem über dem Einzelnen waltenden Staate als 
gesonderter Existenz zugehöre, von da an ist der Staat als Privat- 
Rechts-Subject anerkannt. Mit dem Eintritt der Römer in die 
Geschichte ist diese Entwicklung vollendet. 

So sehen wir auch die benachbarten Völkerschaften in der 
frühesten Zeit als selbständige Individualitäten anerkannt, wie die 
Ausdrücke: nomen Volscum, Hernicum, Etruscum, Lucanurn, 
Aequum und Latinum zur Evidenz darlhun ; denn wenn auch hier 
vorwiegend völkerrechtliche Verhältnisse besprochen werden, so 
beweist diese Ausdrucksweise doch, dass den Römern die An- 
schauung, ein Volk oder einen Staat als Person zu betrachten, 
vollständig geläufig war. 

1) S. auch Fe st us s. v. centuriatus ager. 

2) So führt auch Walter in R.-G. Cap. II. $ 11 namentlich die festen 
Zahlenverhältnisse als Beweis der Einrichtung einer eroberten oder neu- 
gegründeten Stadt auf. Nur darf er sich dabei nicht auf F e s t u s v. Sacrani 
berufen, denn diesem scheint dabei entgangen zu sein, dass die Latiner 
ursprünglich Siculi oder Siconi genannt wurden, wie Virgil. Aen. VII. v. 
796 etc. berichtet. 
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Dem Römer wie dem Griechen fällt zunächst Stadt und Staat 
zusammen, nöXus und respublica bezeichnet beides, und doch 
sehen wir den Römer immer scharf trennen zwischen Rom als 
Stadtgemeinde und als Staat, wenn auch in der ältesten vorhisto- 
rischen Zeit diese Begriffe vollständig in einander übergingen, wie 
oben schon gezeigt wurde. Es hängt diese Entwicklung zusammen 
mit der Trennung des Privatrechtes von dem Staats- und Völker- 
Recht, welche gleichfalls der vorhistorischen Zeit angehört *)• Po- 
litische Rechte übt ausschliesslich der Bürger der Stadt Rom, wer 
einer anderen Stadt angehört, hat Rom gegenüber nur die Rechte, 
welche ihm der betreffende staatsrechtliche Vertrag einräumt, ohne 
einen solchen hat er keine. 

Welche Rechte dem Einzelnen gegenüber dem Staatseigenthum 
zustehen, werden wir unten sehen. Es ist vorher kurz auszuführen, 
wie öffentliches Gut in Rom entstand und aus welchen Bestand- 
teilen dasselbe bestand. • 

Der hauptsächlichste Bestandtheil desselben, sowohl was Werth 
als Wichtigkeit für die ganze Verwaltung betrifft, ist der dem 
Staate eigenthümlich gehörige Grund und Boden, der ager publi- 
cus. Zuerst wird derselbe erwähnt bei der oben erörterten romu- 
lischen Landtheilung. Von da an mehrt sich mit jedem Jahre 
sein Umfang, denn durch zahlreiche, geschickt geführte Kriege 
vernichtete Rom nach und nach die Selbständigkeit der umliegen- 
den Gemeinwesen, durch jede Eroberung aber verlor der fremde 
Staat mit der Souveränetät auch das Eigenthum an dem öffent- 
lichen Vermögen, beides fiel dem römischen Staate zu. Genau 
dasselbe Resultat wurde durch freiwillige Unterwerfung eines frem- 
den Staates unter die Botmassigkeit Roms erzielt. Dieser Zustand 
hiess dicio und wurde erreicht durch die deditio 2 ); durch diese 



1) Wie sich allmälig aus dem ursprünglichen Zustande der völligen 
Rechtlosigkeit jedes Fremden, als eines ausserhalb des Staatsverbandes 
Stehenden, zuerst auf rein faktische Art in der Clientel, dann in der An- 
erkennung der Rechtsfähigkeit der Plebejer die Trennung des Privatrechtes 
von dem öffentlichen Rechte vollzogen, hat in sehr anschaulicher Weise 
geschildert Jhering I, § 16. 

2) Die Formel derselben: Liv. I. 38, erwähnt Liv. VII. 31, IX. 9, XXVI. 
33, VIII. 19, XXXIV. 35, Caes. b. «. II. 3, Liv. XXVIII. 34. Am anschau- 
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verliert das fremde Volk wie durch vollständige Unterjochung seine 
ganze Selbständigkeit, und damit verändert- sich das ganze jus 
publicum, ja es hört dieses vollständig auf, denn ein populus de- 
dilicius ist unfähig des öffentlichen Rechtes. Seine res publicae 
verlieren ihren Eigenthümer und gehen über in das Eigenthum 
des römischen Volkes '), seine sämmtlichen sacra gehen unter, 
da seine Götter aufhören Staatsgötter zu sein. Dadurch wer- 
den seine res sacrae zu res publicae populi Romani. Auch 
die im Privateigentum der Bürger stehenden Sachen werden 
wenigstens dem Prinzipe nach, da der Staat aufhören musste, sie 
zu schützen , zu Eigenthum des römischen Staates '). In der 
Regel freilich war diess Folge eines Krieges, doch kommt frei- 
williges Begeben in diess Verhältniss auch vor s ). 

Häufig wurde auch die Bevölkerung oder ein Theil derselben 
nach Rom verpflanzt, in der Regel jedoch nur ein Theil der 
Privatländereien eingezogen, das Uebrige den Unterworfenen be- 
lassen, immer aber das sämmtliche öffentliche Gut zu römischem 
Staatseigenthum gemacht 4 ). Wie rasch sich dasselbe vermehrte, 
zeigt ein Blick auf die fortwährenden glücklichen Kriege. Ver- 
wendet wurde aber das gemeine Land in folgender Weise: 

Ein Theil wurde ausgeschieden als Almende und zu gemeiner 
Weide benützt, gegen eine Abgabe an den Staat durfte Jeder 
sein Vieh darauf treiben 8 ), ein fernerer Theil wurde ausgeschieden 
zu Zwecken des Kultus und den einzelnen Tempeln und Priester- 



liebsten bei Polyb. XXXVI. 2: Ol SiSövref avrovt tls rfjY 'Pufiatwr htir^onijy 
Stiöaai nijöror fihr x c h ay T ^ v vnafxoioar avrois, xal nölut rät tr ravrj], ovr 
3h Tovroif ärSqctf Mai yvraixat, TOiSj vna'^orrat h> ryi /tofa «ol rat; nöXtotr 
anarzaf üfiolat noräfioif li/utrat Itqa ratpovt ovUrjßdrjy , wart narrtor tirm 
xvqlovg 'Piafialovs, avrovf de zoüf SMrrag anlag fiijxt'ri fn/derof. 

1) Gai. II. 7. 

2) A p p i a n. reb. Pnn. 64 : "Orav 3h naqaSäoiy avrov; .... nna9äatr ort 
fn/3hv avrott iortv t3u>y • to jutv tpforffiara avrtäv xaraßijötTat, ayanrjoouai 8* Sri 
an naq ij/uwr iäftwotv wt aXiör^or. Schärfer als hier kann jener Grundsatz 
nicht ausgesprochen werden. 

3) Liv. IV. 30, X. 12. 

4) Liv. I. 11, 30, 33, 43. 

5) Diese Abgabe heisst scriptum : Varro R. R. II. 1,16. Liv. XXXIX. 
29. PI in. bist. nat. XVIII. 3. 
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Collegien zugewiesen, jedoch nicht zu Eigenlhum, sondern lediglich 
zu Nutzniessung, ein anderer dem Könige als Unterhalt 1 ). Schon 
Romulus hatte zur Bestreitung der Kosten des öffentlichen Gottes- 
dienstes einen Theil des ager publicus als ager sacer ausgeschie- 
den, hievon erhielt jedes Collegium der Staatspriester (sacerdotes 
publici) einen bestimmten Antheil zugewiesen , ob zu Eigenthum 
oder nur Niessbrauch, ist nach den Quellen nicht zu entscheiden *"); 
wahrscheinlich das leztere, der Übrige ager sacer blieb im un- 
mittelbaren Eigenthum des Staates, bestimmt zu den grossen Kosten 
des öffentlichen Gottesdienstes s ). Der weitaus grösste Theil, wozu 
namentlich alles angebaute Land gehörte, wurde von Staatswegen 
an die Einzelnen vertheilt (assignirt) oder zu Gunsten der Staats- 
kasse öffentlich verkauft, oder gegen eine jährliche Abgabe in 
Erbpacht gegeben. Anspruch auf solche Theile hatten sicher ur- 
sprünglich ausschliesslich die Patricier, bis König Servius auch an 
die Plebejer Ländereien vertheilte 4 ) , von welcher Zeit an sie in 
gleiche Berechtigung mit den Patriciern bezüglich des Staatsgutes 
traten, wenn auch in der faktischen Ausführung dieselbe noch 
manches zu wünschen übrig lassen mochte 6 ). 

Ganz gesondert wurde das öde Land behandelt, es blieb im 
Eigenthum des Staates, doch hatte jeder das Recht, dasselbe in 
Besitz und Bebauung zu nehmen gegen eine Abgabe regelmässig 
den Naturalzehnten an die Staatskasse 6 ), diese Theile heissen 
possessiones , geschützt ist der Einzelne durch ein Interdict. An 
diesem Lande blieb dem Staat für alle Zeiten das volle Eigenthums- 
recht 7 ), er konnte es zu beliebiger Zeit einziehen und entweder 



1) Cic. de rep. V. 2. Dionys. III. 1. 

2) Sic. Flacc. p. 23 in den Schriften der römischen Feldmesser von 
Lachmann und Radorf f. 

3) Dionys. II. 23 nennt diesen Theil ro Sq/uoou>r. Vgl. Hygin. de 
lim. const. p. 206. Festus s. v. pabl. ager. Diese verschiedenen Theile 
waren alle in den öffentlichen Grundbüchern genau verzeichnet. Woniger 
Sacralsystem der Römer. 

4) Liv. I. 46. 

5) Nach Liv. V. 30 erhielten sie vom Vejenter-Gebiet je 7 iugera. 

6) Appian. bell. civ. I. 7. Fest. s. v. possessiones. Liv. II. 41,111. 1, 
IV. 36, 51, 53, VI. 5, 14. 35. Cic. de leg. agr. IV. 3. 

7) Cic. de leg. agr. II. 41. 

Zeitscbr. f. Staatsw. 1866. I. Heft. 7 
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zu eigenen Zwecken, z. B. Colonien, verwenden, oder es ver- 
teilen , oder verkaufen 1 ). 

Das Recht dieser Occupation hatten ursprünglich ausschliess- 
lich die Patricier 2 ), erst durch die severische Verfassung wurden 
auch die Plebejer dazu berechtigt, so wurde der Aventin den Pa- 
triciern entzogen und den Plebejern zugetheilt 8 ). 

Es muss freilich dahingestellt bleiben, ob diese verschiedenen 
Arten der Benützung des ager publicus schon dieser Periode an- 
gehören, da sich das Alter derselben nicht nachweisen lässt. 
Möglich, dass es ursprünglich nur zwei Arten der Benützung gab : 
die zu öffentlichen Zwecken und die der Vertheilung unter die 
Staatsgenossen, wofür die ältesten Nachrichten sprechen, wahr- 
scheinlich, dass sehr bald, als mehr Land in Besitz des Staates 
kam, als man augenblicklich verwenden konnte, dieses als ödes 
Land völlig unbenutzt liegen blieb, und dass dann durch Gewohn- 
heit jene Occupation sich bildete, die wir am Ende dieser Periode 
schon zu einem vollständig ausgebildeten Rechts - Institut ent- 
wickelt sehen. 

Einen weiteren höchst wesentlichen Bestandtheil des Staats- 
Eigenthums bildet die Staatskasse (aerarium). Es flössen in die- 
selbe alle Gelder, welche aus den öffentlichen Verkäufen gelöst 
wurden, sowie alle Zölle und Abgaben. Die Haupteinnahmen mochten 
aus den Zehnten und Abgaben für Benützung des öffentlichen 
Landes fliessen. 

Die Kriegsbeute , in der späteren Zeit eine ausserordentlich 
ergiebige Quelle des Staatsschatzes, wurde aller Wahrscheinlich- 
keit nach in der älteren Zeit, mit Ausnahme der Gefangenen, den 
Soldaten zur Plünderung überlassen oder wohl auch förmlich an 
sie vertheilt. Nur so lässt sich erklären, dass der Einzelne be- 
deutenden Gewinn aus dem Kriege ziehen konnte, desshalb auch 
die grosse Unzufriedenheit, welche fast zur Empörung führte, als 
der grosse Consul Fabius die ganze Beute des Krieges gegen die 
Volsker und Aequer des Jahres 273 zu Gunsten des Aerars 
verkaufte 4 ). 

1) Liv. I. 46, II. 17, IV. 48, VIII. 11, XLII. 4. Festus s. v. viritanus. 

2) Festus s. v. patres. Liv. IV. 48, 51, 53, VI. 37. 

3) Liv. III. 31. 

4) Liv. IL 42. Die Zuweisung an das Aerar heisst redigere in publicum. 
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Verwendet wurde dieses Geld zu den gewöhnlich sehr kost- 
spieligen sacra publica *), zum Kriege, wobei die Pferde der Ritter 
bedeutend ins Gewicht fallen 2 ), zu den grossartigen öffentlichen 
Bauten und Anlagen und endlich zu den öffentlichen Spielen und 
Belustigungen; wenn auch diese lezteren noch nicht so organisirt 
waren, wie später, wo der Staat allein zu den ludi magni 500000 as 
als Zuschuss gab, so reichen dieselben doch so weit zurück, 
dass wir ohne Zweifel berechtigt sind anzunehmen, dass auch 
jezt schon der Staat bedeutende Summen darauf verwendete 3 ). 

Verwalter der Staatskasse waren die beiden vom Könige 
ernannten Quästoren*), sie hatten die unmittelbare Verrechnung 
aller Staatseinnahmen und Ausgaben, dann die Verkäufe im Namen 
des Staates zu besorgen, sowie die unmittelbare Aufsicht über 
die Kasse, welche sich vermuthlich in ihrem Hause befand. 

Die bisher behandelten Bestandtheile des öffentlichen Vermö- 
gens beruhen, was den Titel des Erwerbs betrifft, fast ausschliess- 
lich auf dem öffentlichen Rechte, es kann aber keinem Zweifel 
unterliegen, dass auch in dieser Zeit schon der Staat oder das 
Volk aus reinen Privatrechtstiteln erwerben konnte, ganz abgesehen 
von Geschäften des täglichen Verkehrs, welche zu den Staats- 
bauten und anderen Unternehmungen nöthig waren. Es wird 
nämlich erzählt 5 ), unter der Regierung des Königs Romulus habe 
Gaia Tarratia dem römischen Volke den campus Tiberius geschenkt, 
Acca Larcntia aber dasselbe zum Erben eingesetzt. Mit Unrecht 



1) Festus s. v. curionium und publica sacra. 

2) L i v. I. 48 : ad emendos equos dena railia aeris ex publico data. 

3) Liv. X. 47, XXXI. 50, XXX. 42, XXXIX. 44. 

4) Tac. ann. XI. 22, wo derselbe in wenigen Zügen die Geschichte 
dieses Magistrats gibt; und 1. un. D. d. off. qu. I. 13. Es war unter den 
Römern selbst streitig, zu welcher Zeit dieser Magistrat entstand, fast alle 
aber nehmen an, dass er zur Zeit des Königs Tullius schon entstanden. In 
dieser Stelle berichtet U 1 p i a n mit Berufung auf Junius Gracchanus, einem 
Zeitgenossen des Tib. Sempr. Gracchus, die Quästoren seien schon zur Zeit 
der Könige in den Comiticn gewählt worden. Es niuss jedoch in diesem 
Punkt der weit bestimmter ausgesprochenen Ansicht des Tacitus gefolgt 
werden, mit der sich auch ülpian vereinigen lasst, wenn er vielleicht sagen 
wollte , die Könige hätten sie auf den Vorschlag des Volkes hin ernannt. 

5) Gell. N. A. VI. 7. 

7* 
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wurde die Glaubwürdigkeit dieser Nachriebt bestritten, denn wenn 
auch die Möglichkeit zugegeben werden muss, es sei hier im 
ersten Falle eine Dedication gemeint '), so ist doch kein zwingen- 
der Grund dazu vorhanden, denn da jedenfalls in dieser Zeit die 
Mancipation noch vor versammelter Volksgemeinde zu geschehen 
pflegte, so konnte diese, auch wenn kein ständiger Magistrat vor- 
handen war, der im Namen des Staates derartige Geschäfte abzu- 
schliessen das Recht hatte, entweder für den einzelnen Fall durch 
einen Stellvertreter eine res maneipi erwerben lassen oder in 
anderer Weise ein Auskunftsmittel treuen. Auf der anderen Seite 
kann jene Erbeseinsezung noch weniger bezweifelt werden, denn 
allem Anscheine nach ist hier ein Damnationslegat gemeint, welches 
jedenfalls vom römischen Volke erworben werden konnte, wenn 
es auch bezüglich des Vindicationslegates zweifelhaft sein muss *). 

Jedenfalls thun diese beiden Beispiele zur Genüge dar, dass 
in dieser Zeit auch im Gebiete des Privatrechtes der Staat oder 
die Gesammtheit des populus Romanus als Rechts-Subject in Be- 
tracht kommt. Hiebe! muss jedoch zugegeben werden, dass sich 
keine einzige Spur in den Quellen findet, dass er auch vor Gericht 
belangt werden konnte. Es muss daher für diese Periode jene 
Frage verneint werden, auch lässt sich die Nothwendigkeit der- 
selben nicht einsehen, denn in diesen höchst einfachen Verhalt- 
nissen mochte nie das Bedürfniss sich fühlbar machen, den Staat 
als solchen auch vor Gericht zu belangen, zudem erfordert dieser 
Gedanke eine solche Ausbildung des Rechtsbewusstseins, wie wir 
sie für diese Zeit nicht annehmen können. 

An der Spitze des römischen Staates steht vom ersten Auf- 
treten in der Geschichte an der König als oberster Magistrat, doch 
theilt er die höchste Gewalt mit dem Senat und der Volksver- 
sammlung. Unumschränkt ist er nur in allen Handlungen, welche 
in Beziehung zum Kriege stehen 8 ), steht ihm doch ursprünglich 



1) Wie Dirksen Civ. Abk. II. S. 112 annimmt. 

2) Beispiele aus der späteren Zeit: PI in. hist. nat. XXXIII. 2. Suet. 
C. Jul. 83. Octav. 101. Tac. ann. II. 41, I. 8. 

3) S. J he ring § 17. Rom war freilich damals in fortwährendem 
Kriegszustande, so dass die Möglichkeit der Ueberscbreitung seiner Com- 
petenx nahe lag. Mommsen Cap. VI. Puchta I., S. 137. 
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weder Civil-, noch Straf-, noch geistliche Gerichtsbarkeit zu, son- 
dern allein die militärische. Ob der König von Anfang an auch 
unumschränktes Verwaltungs- und Verfügungs- Recht über das 
öffentliche Vermögen hatte, lässt sich nicht erkennen, jedenfalls 
stund ihm dieses später in vollem Umfange zu, wie aus den Ver- 
theilungen des ager publicus, den grossartigen Bauten u. a. m. 
erhellt Doch kann daraus keineswegs geschlossen werden, dass 
der König ursprünglich Eigenthümer des Staatsgutes gewesen '). 
Es sprechen gegen solche Annahme nicht nur ausdrückliche 
Quellenzeugnisse '), sondern auch die Verfassung, denn die höchste 
Gewalt (Imperium maiestas) steht nur dem römischen Volke zu *), 
und wird von diesem erst auf den König übertragen, nicht aber 
von dem letzteren ohne weiteres kraft eigenen Rechtes besessen. 
Dass er das Ernennungs-Recht der Quästoren hatte, beweist 
nur, dass er die volle und alleinige Verwaltung der Staatskasse 
hatte 4 ). In der Ausübung freilich mag dieser Unterschied nicht 
zu erkennen gewesen sein, denn die fortwährenden Kriege ver- 
schafften ihm die Möglichkeit, seine Gewalt immer mehr auszu- 
dehnen, aber dem Prinzip nach stand von Anfang an das Eigen- 
thumsrecht ausschliesslich dem römischen Staate zu. 

Durch Vertreibung der Könige und Aufrichtung der Republik 
änderten sich in manchem die bis jetzt dargestellten Verhältnisse. 

II 
Zeit der Republik. 
1. Der ager publicus. 
Immer grossartiger sehen wir die Besitzungen des römischen 



1) Wie vorzüglich Walter I. § 58 behauptet. Dagegen Göttling, 
Geschichte der röm. Staatsverfassung § 73. M o m m s e n I. S. 62. 

2) L i v. VIII. 33 : Populus penes quem potestas omnium reruni est. 
XXXVIII. 11. Cic. pro Balbo c. 16. de Republ. II. 9: cum ipse nihil ex 
praeda domum suam reportaret. 

3) Liv. XXVI. 31. 

4) Auch die Duoviren in den römischen Municipien hatten ganz freie 
Disposition über das Gemeindevermögen ohne Einspruchsrecht des Bürger- 
ausschusses, und Niemand wird behaupten wollen, dass ihnen desshalb auch 
das Eigenthum desselben zugestanden sei. S. Mommsen, Stadt-Rechte 
S. 445. 
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Staates sich ausdehnen, immer gewaltiger wächst die Macht des 
römischen Volkes, bald sehen wir ganz Italien zu den Füssen der 
mächtigen Stadt und von da geht der eherne Tritt der Legionen 
nach allen Himmelsgegenden, überall mit sich bringend römisches 
Recht, römische Sitte, römische Institutionen. Mit welcher Schnellig- 
keit sich in Folge dessen der ager ') publicus vergrösserte, davon 
kann man sich schwer einen Begriff machen. Die in der vorigen 
Periode schon üblich gewordene Behandlungsart des feindlichen 
Eigenthums wurde in gleicher, nur noch strengerer und systema- 
tischerer Weise fortgeführt. Die Bewohner werden zu Sklaven 
verkauft, alle bewegliche Habe zu Gunsten des Aerars, der Grund 
und Boden wird zum ager publicus geschlagen *), selbst die ge- 
weihten und religiösen Sachen wurden Staatseigenthum und in 
der Regel den Pontifices übergeben oder, wenn der fremde Kultus 
nach Rom verpflanzt wurde, diesem zugewiesen 8 ). Freilich war 
die consequente Durchführung dieser Grundsätze unmöglich, denn 
wie konnte man grössere Massen Menschen als Sklaven verkaufen, 
daher wurde den Einwohnern in der Regel ganz oder theilweise 
ihr Grundbesitz belassen, nur dass sie nicht mehr freies Eigen 
daran hatten. Ebenso geschah es mit dem Gebiet der sich in 
römische Dedition begebenden Völker. 

Indem wir im Folgenden zu den verschiedenen Arten des 
Staatsgrundeigenthums und der Benützung desselben übergehen, 
ist es bei dem Mangel an Quellen 4 ) unmöglich , die Zeit der 
Entstehung der hier zur Anwendung kommenden Rechtssätze an- 
zugeben, doch dürfen wir annehmen, dass sie sämmtlich vom 
sechsten Jahrhundert an in Uebung sind. 

Sobald ein Gebiet zum ager publicus geschlagen war, was 
ohne weiteres durch Eroberung oder Dedition erfolgte, wurde 
sofort ein Theil desselben zum sofortigen Verkauf an den Meist- 

1) Ager heisst im Römischen vorzugsweise das Grundeigentum des 
Staates, sowie das ganze Staatsgebiet, das Gemeindegebiet territorium oder 
regio, fundus das .privatrechtliche Grundstück. Rudor f f Feldm. II. 235. 
1. 60. D. de V. S. 50, 16. 

2) Gai. II. 69. 1. 36. D. de relig. 11, 7. 1.20, § 1. D. de captiv. 49, 15. 

3) Liv. V. 22. I. 38. XXVIII. 34. 

4) Die Hauptquelle für diese Verhältnisse bilden die Schriften der 
römischen Feldmesser. 
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bietenden ausgeschieden. Dieser Verkauf geschah durch den 
Quaestor, der das Heer begleitete '). Dieser Theil des ager pu- 
blicus heisst ager quaestorius und hat, da durch jenen Verkauf 
volles Eigenthum 2 ) erworben wurde, nicht weiter in Betracht zu 
kommen. Von den noch Übrigen Ländereien wird ein Theil zur 
öffentlichen Nutzung für weltliche oder religiöse Zwecke verwen- 
det, es gehören dazu die heiligen Haine s ) und andere den Priester- 
Collegien zur .Nutzniessung zugewiesenen Ländereien , sowie der 
zu den verschiedensten öffentlichen Zwecken nöthige Grund und 
Boden 4 ). An beiden steht das Eigenthum ausschliesslich dem 
römischen Staate zu. Diese sämmtlichen Ländereien wurden von 
Staatswegen durch Feldmesser genau vermessen und die auf 
Broncetaleln verzeichneten Risse im Staatsarchiv als öffentliche, 
vollen Beweis machende Urkunden aufbewahrt, ein zweites Ex- 
emplar in der Regel in der betreffenden Stadt hinterlegt 5 ). Alles 
übrige Staatsland, soweit noch nicht weiter darüber verfügt und 
in Folge dessen dasselbe auch noch nicht vermessen ist, heisst 
ager arcifinius 6 ). Hieran finden folgende Rechtsverhältnisse statt: 
Der Natur des Landes nach zerfällt derselbe, da er überall 
aus grossen Landstrecken besteht, in Wald-, Wies- und Acker- 
land, schon hiedurch ist eine Verschiedenheit der Benützung 
geboten, denn erfordern Wald- und Weideland eine gemeinsame 
Nutzung, so gestattet Ackerland dieselbe in keiner Weise. Auf 
diese Art nun wird auch der römische ager publicus behandelt. 
Berechtigt zur Nutzniessung des Staatslandes ist nun jeder römi- 
sche Vollbürger, nicht der Peregrine und nicht der latinische 



1) Schon im Jahre 333 wurden zwei neue Qiiästoren ernannt, um die 
Consuln in den Krieg zu begleiten. Liv. IV. 43. 

2) Von den Modificationen, welche dadurch entstehen, ob derselbe in 
Italien oder den Provinzen lag, und rein staatsrechtlicher Natur sind, sehen 
wir hier ab. 

3) Frontin. II. p. 56: Iuci sacri, quorum solum iudubitntc populi 
Koniani est, etiam si in finibus coloniarum aut municipiorum sunt. 

4) Frontin. I. 21, II. 53, 55. Hygin. 122. Dieses zu öffentlichen 
Zwecken benützte Land nennen die Gromatiker, weil es bloss vermessen 
wurde, ager per extremitatcm mensura comprehensus. 

5) S. 105. Anm. 2. 

6) Front in. p. 2. 
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Halbbürger, wohl aber der Plebejer in gleicher Weise, wie der 
Patricier *), d. h. er darf gegen Abgabe eines Hutgeldes (scriptura) 
sein Vieh auf die gemeine Weide treiben und darf von dem zum 
Ackerbau geeigneten Land Besitz ergreifen (ager occupatorius) *), 
die Grenze dieser Inbesitznahme liegt ursprünglich lediglich im 
Willen des Occupanten und in der Natur der Verhältnisse, natür- 
lich wird auch hiefür eine Abgabe entrichtet, die aber nicht wie 
die scriptura in Geld, sondern im Natural-Zehnten besteht. Das 
Rechtsverhältniss selbst heisst im ersten Falle als gemeinschaftliche 
Privatnutzung ius compascuum, im letztern aber occupatio oder 
possessio 9 ). An diesem sämmtlichen Land bleibt das unbeschränkte 
Eigenthum dem Staate, der Occupant hat lediglich die Interdikte 
zum Schutze seines Besitzes. 

Es ist dieser Theil des öffentlichen Grundes und Bodens scharf 
zu trennen von den oben erwähnten zwei iugera des ager Ro- 
manus und 7 iugera des ager viritanus, an welchen dem einzelnen 
Privaten volles Eigen wahrscheinlich mit Stammguts - Eigenschaft 
zustand 1 ), während der Staat kein Recht darauf hat. In der 
frühern Zeit wurde von diesem Land die gewöhnliche Steuer ent- 
richtet, als dieselbe aber in Folge der reichen Erwerbungen auf- 
hörte, wurde keine mehr erhoben, bis später wieder die vicesima 
hereditatum et legatorum und die centesima rerum venalium sowie 
die Schenkungssteuer eingeführt wurden, es waren dies jedoch 
keine Grundsteuern, sondern nur Besitzänderungsabgaben. 



1) Huschke, Verfassung des K. S. Tullius 1858. Göttling, röm. 
St.-Verf. S. 231—267. 

2) Frontin. II. 54, 48. Lex Thoria c 10. Hygin. p. 115. Sicul. 
Fl. 138. 

3) Liv. VI. 37. Sic. Fl. 138. Plin. bist. nat. XVIH. 4. Mit Rück- 
licht auf ihre grosse Ausdehnung heissen sie auch latifundia. Festus s. 
v. possessiones : possessiones appellantur agri late patentes publici privatique 
qui non mancipatione sed usu tenebantur et ut quisqne occupaverat, possi- 
debat. 

4) Dieser Punkt ist nicht recht klar, doch ist man wohl berechtigt, 
diess aus Varro d. r. r. I. 10. tu schliessen, in Folge der durch die XII 
Tafeln ausgesprochenen Testirfreiheit hätten sie freilich diese Eigenschaft 
verloren, jedoch konnten sie der Gens durch die Frauen wegen Mangels 
der Testamentsfähigkeit nicht entzogen werden. 
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Der zuerst erwähnte ager publicus war anfangs nicht vermessen, 
eine Vermessung fand erst statt, wenn er vertheilt werden sollte, 
jedoch auch ohne Vertheilung konnte er vermessen werden, ent- 
weder um ein kleineres Gebiet der Administration wegen zu einem 
grössern zu schlagen, oder um die Besitzungen der römischen 
Tempel und Priestercollegien kennen zu lernen und diesen zu 
erhalten "), oder zur Erhaltung der eigentlichen Staatsdomänen *). 
Regel jedoch war, dass erst dann zur Vermessung geschritten 
wurde, wenn er vertheilt werden sollte. Diese Ackervertheilungen 
und Anweisungen bilden ein höchst interessantes Stück Cultur und 
Rechtsgeschichte dieser Periode. Geschahen dieselben früher un- 
mittelbar durch den König, so mussten jetzt Maass und Art der 
Vertheilung in den Centuriatcomitien beschlossen werden, erst 
seit der lex Publilia und Hortensia finden sich auch Plebiscitc hier- 
über'). Durch diese Vertheilungen wird das oben geschilderte 
rein factische Besitzes-Verhaltniss des Occupanten im wesentlichen 
modificirt, es wird nämlich dadurch ein neues Rechtsverhältniss 
geschaffen, das zwar kein Privateigentum ist, aber doch auch 
kein blosser Besitz, das vielmehr, wenigstens von seiner publicistt- 
scben Seite aus betrachtet, zwischen beiden in Mitte steht *). Bei 
näherer Betrachtung ergibt sich folgendes: Wohl war es von 



1) Ans diesem Grande Hess Augustus eine Vermessung des ganzen 
•ger publicus vornehmen. Hygin. p. 117. Sicul. Fl. 162. I. 16 D. de 
a. r. d. 41. 1 : agrum autem manucaptum limitatum fuisse, ut sciretur, quid 
cniqne datum esset, quid venisset, quid in publico relictum esset. 
, 2) Hygin. p. 122. Ein solcher GrundrUs heisst forma, typus, aes. 
Schon in dei Kaiserzeit waren dieselben verloren gegangen. Sic. 154. 
Hyg. 203. Nips. 295. Sic. 152. Es gibt also solche Grundrisse nur von 
Lindereien, die dem Staate gehören oder von ihm veräussert wurden, von 
Privitgrundstücken nur vom ager divisus assignatus, nicht vom occupatorius. 
Front. 45. Sic. 154. S. uberh. Mommsen in den Schriften der röm. 
Feldmesser S. 152. 

3) Liv. XXXII. 11. 

4) Es soll aus diesem Ausdrucke, der nur der grössern Deutlichkeit 
wegen gebraucht ist, keinerlei Folgerung gezogen werden. Nicht zu ver- 
wechseln ist dieser Theil mit dem ager publicus privatusque, oder privatus 
vectigalisque oder comprivatus, womit der zu Vectigalrecht verpachtete ager 
publicus gewiss sehr treffend bezeichnet wird. 
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Anfang an im Principe jedem römischen Bürger *) gestattet, sich 
an der Occupation des öffentlichen Guts zu betheiligen, aber wie 
ganz anders gestaltete sich dieses Recht in der Wirklichkeit. In 
Folge der Kapital- und Arbeiter- Verhältnisse konnte Jemand nur 
dann mit Aussicht auf Erfolg an Bewirthschaftung eines grösseren 
Landgutes denken, wenn er ein ziemlich bedeutendes Betriebs- 
Kapital, das hauptsächlich in Sklaven zu bestehen halte, besass; 
diess sowie der hohe Zinsfuss in Rom, der den Armen absolut 
hinderte, zu Vermögen zu kommen, wenn er einmal verschuldet 
war, und eine Reihe anderer in dem natürlichen Vorzuge des 
Reichthums liegender Verhältnisse machten es dem Armen nicht 
nur sehr schwierig, sondern fast unmöglich, sich an Besitznahme 
des ager publicus zu betheiligen. Fast nur die Reichen sehen 
wir davon Gebrauch machen *). So war es gekommen, dass Rom 
im Verlaufe ganz kurzer Zeit fast nur aus sehr Reichen und 
einer Unmasse Armer bestand, dass es an einem wohlhabenden 
Mittelstand gänzlich fehlte. 

Um die drohende sociale Revolution zu verhindern, schritt 
man zu verschiedenen Mitteln, das grossartigste aber ist die Ver- 
keilung von Land an die besitzlose Klasse durch Anlegung von 
Kolonien und durch Assignation von dem ager publicus 8 ). Schon 
die lex Cassia des Spurius Viscellinus vom Jahre 268 4 ), dann 
die lex Maecilia und Metilia von 337 5 ), die lex Flaminia von 
522 6 ) hatten Vorschläge über Assignation des ager publicus ge- 
bracht aber ohne Erfolg, bis die leges Semproniae von 621 und 



1) Walter behauptet namentlich gegen Puchta I. S. 183, die Ple- 
bejer hätten erst durch die Licinischen Gesetze das Recht der Occupation 
erlangt, doch bringt er keine triftigen Gründe vor. Keine Stelle der Quellen 
deutet darauf hin, dass erst jetzt die Plebejer diess Recht erlangt hätten. 

2) Hygin. 115, 110. Sicul. Fl. 138. Salin st, Jug. 41, 42. Ap- 
pian. bell. c. I. 7. — Wie in vielen andern Dingen so bietet auch hier 
das heutige England eine analoge Entwicklung, auch hier ist der Grund- 
besitz in den Händen Weniger. 

3) Leber all diese Verhältnisse: Jhering II. 261. 

4) Liv. II. 40. 

5) Liv. IV. 47. 

6) Cic. Brut. 14. 
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632 ') den ärmeren Bürgern und Bundesgenossen Landgüter von 
je 30 iugera zu unveräusserlichem Erbpacht gegen eine massige 
Abgabe (vectigal) zutheilten '). Durch diese Gesetze wurde keines- 
wegs das Eigenthum an dorn Staatslande verliehen, sondern ledig- 
lich, wie diess allein schon der Name jener Grundsteuer darthut, 
ein erbliches Nutzungsrecht den Beliehenen gewahrt. 

Aber wie wenig populär eine solche in mancher Beziehung 
noch zu wenig Vortheile bietende Maassregel für das niedere 
Volk war, beweisen die folgenden Gesetze. Schon im nämlichen 
Jahre als C. Gracchus die Gesetze seines Bruders auffrischte, 
wurde durch die lex Livia desM. Drusus das Fundamentalprincip 
der erstem umgestossen. Es werden jene Landloose als freies 
Eigenthum erklärt s ) und damit jene Abgaben erlassen. Dasselbe 
Princip verfolgen alle folgenden Ackergesetze, es werden darin 
ausdrücklich alle frühern Verleihungen bestätigt, neue bestimmt 
aber immer zu freiem Eigenthum: so durch die lex Thoria des 
Jahres 635 4 ) , die theilweise erhaltene lex agraria des Jahres 
643 6 ) und ebenso alle folgenden bis zur lex Antonia von 710 6 ). 

Es kann daher im Allgemeinen gesagt werden, dass durch 
Assignation der Staat volles Eigenthum verleiht, obwohl für die 
älteste Zeit diess nicht richtig ist. Die Folge von dieser Eigen- 
thumsverleibung war, -dass diese Güter jetzt im Census angegeben 
und das tributum von ihnen bezahlt werden musste, ferner wurden 
sie zu res mancipi, sobald das Veräusserungsverbot der lex Sem- 
pronia aufgehoben war. Durch diese zahlreichen Gesetze, von 
denen die letzten, welche den durch den Bundesgenossenkrieg 



1) S. Gerlach T i b. und C. Gracchus 1847 (Histor. Studien II). 
Nitzsch, die Gracchen 1847. 

2) Appian. bell. civ. 1.9. Plut T. Gr.8— 14. C. Gr. 6. Cic.de 
lege agr. II. 12. 

3) App. b. c. I. 23, 27. 

4) Cic. Brut. 36. Sp. Thorius agrum publicum vitiosa et inutili lege 
vectigali levavit. App. b. c. I. 27. 

5) Fälschlich lex Thoria genannt. S. Rudorff, das Ackergesetz des 
Sp. Th. in d. Zeitschrift für gesch. Rw. X. c. I. 

6) Siehe dieselben bei Rudorff, Rechtsgesch. I. S. 41. Aeusserst 
lehrreich für diese ganze Zeit sind auch die drei Reden Cicero's de lege 
agraria gegen P. Servil. Rullus. App. b. c. I. 38. 
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und die Marianischen Kriege erworbenen ager publicus betrafen, 
ungeheure Dimensionen angenommen hatten, war allmählich fast 
das gesammte in Italien liegende Staatsland verschlungen worden. 
Am Ende unserer Periode finden wir von grösseren Besitzungen 
nur noch den ager Campanus *) Stellatus, die silva Scantia , die 
salicta ad Minturnas und Besitzungen in Unter-Italien *). 

Zugleich ordneten fast alle diese Gesetze die~Occupation des 
noch nicht in Privathände übergegangenen Staatslandes. Den 
Reigen dieser Gesetze eröffnet die lex Licinia Sextia des Jahres 
387: sie schrieb als Maximalbesitz, er bestehe in ager oder pos- 
sessio, 500 iugera und für die Benutzung der gemeinen Weide 
ein Maximum von 100 Stuck Grossvieh und 500 Stück Kleinvieh 
vor und belegte den Uebertreter mit einer Geldstrafe, welche Vor- 
schriften kaum 2 Jahrhunderte lang in Uebung bestanden und 
dann in völlige Vergessenheit geriethen, bis sie die Sempronischen 
Gesetze wieder auffrischten und nur noch 250 iugera für jeden 
Haussohn gestatteten 3 ). Zweck dieser Maassregel war offenbar 
den Mittelstand durch Beschränkung des Reichthums zu erhalten *). 
Ist man auch über diesen Zweck wie über die einzelnen Bestim- 
mungen ziemlich einig, so herrscht um so grössere Meinungs- 
Verschiedenheit über die Tragweite jenes Gesetzes, indem die 
herrschende Meinung 5 ) behauptet, es hätten jene Vorschriften 
nicht blos für den Besitz von ager publicus, sondern auch für 
das freie Privateigenthum gegolten und zwar beides zusammen 
gerechnet 6 ). Wenn nun auch der ersten Ansicht nicht entgegen- 
gehalten werden kann, dass eine solche Vorschrift das im römi- 
schen Rechte immer heilig gehaltene Privatrecht verletzt hätte, 
denn eine solche Maassregel aus Gründen der Staatsklugheit er- 
griffen, war den Römern durchaus nicht gegen die Natur, wie die 
verschiedenen Gesetze über die Schuldverhältnisse beweisen, so- 

1) Ein Theil von ihm war auch schon früher verkauft worden. Cic. 
de leg. agr. II. 29. 

2) Cic. ad Attic. II. 18. de leg. agr. II. 29. Liv. XXVIII. 46. 

3) App. b. c. I. 8, 9—13. lex Thoria eod. I. 27, 29. 

4) Ovid. Fast. I. 642: ipsa suas Roma timebat opes. 

5) Puchta I. S. 203, 204. Rudorff, R.-6. I. $ 15. Jhering II. 
S. 157. 

6) So Walter, R.-G. f 62. n. 25, 28. 
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dann aber hatte dieselbe gar keine Verletzung des Privateigen- 
thums enthalten, weil die Uebertreter des Gesetzes nicht mit Ver- 
last des Uebermaasses, sondern nur mit einer Geldstrafe (multa) 
bedroht wurden '), so hindern wohl andere Gründe jener Ansicht 
beizutreten. 

Schon das Wort ager deutet auf publicistische Natur des 
Besitzes hin, dann war gerade der Uebelstand, welchem abgeholfen 
werden sollte, nicht durch grosses Privateigenthum, sondern ledig- 
lich durch den weit ausgedehnten Besitz des Staatslandes ent- 
standen, ferner ist sehr wohl zu begreifen, wie Unruhen der Ge- 
ringbegüterten entstehen konnten, wenn sie sahen, dass der ager 
publicus, zu dessen Occupation sie in gleicher Weise berechtigt 
waren, nur von den Reichen und Grossen in Besitz genommen 
wurde, nicht aber ist diese grosse Bewegung zu begreifen, wenn 
es sich um Privateigenthum gehandelt hätte ; zudem besassen gerade 
die Grossen nur wenig Grund und Boden eigenthümlich *), natür- 
lich, war ja die Occupation viel bequemer und ersetzte sie doch 
faktisch das Eigenthum vollkommen. Nach unsrer Ansicht ist unter 
ager daher nicht Privateigenthum zu verstehen , sondern der zu 
Vectigalrecht verliehene oder verpachtete oder occupirte ager pu- 
blicus. Gerade mit dieser Auffassung lassen sich alle Quellen 
vereinigen 3 ), keine einzige spricht direkt von Privateigenthum, 
was sie doch wohl thun würden, wenn dasselbe gemeint gewesen 4 ). 
Auch die folgenden Gesetze bieten keinen Anhaltspunkt für jene 
Ansicht. Man wende nicht ein, dass diese Ansicht denselben Ein- 
griff in Privatrechte enthalte, denn durch die faktische Handhabung 



1) Varro de LL. V. 38. RR. I. 2, 9. Liv. VI. 35. VII. 16. X. 13, 
47. XXVI. 34. XXXIII. 42. XXXIV. 40. P 1 i n. h. n. XVIII. 4, 3 7. Gell. 
VII. 3. Huschke u. d. Stelle d. Varro v. d. I.iciniern 1835. J bering 
II. 157—159. 

2) Liv. III. 26: (L. Quinet Cincinnatus) quattuor iugeruni colebat 
agrum. VI. 14. 

3) A p p i a n. b. C. I. 8. ipQorj'it S ovStfila ijv ovtt rar rö/uar ovrt rar 
oqxuv aW o'inret xai Idixovr ygorrloai rf,y yijv t; tov; olxitout hü inoxqfoai 
Siirtfiov oi St noUol xütor xatttpqwavv. Göttling, R.-Verf. 351. 

4) J h e r i n g a. a. 0. spricht sich keineswegs bestimmt genug aus : 
nach der Beschaffenheit der Quellen lasse sich, wenn man den Totaleindruck 
derselben im Auge behalte, die Richtigkeit jener Ansicht kaum bezweifeln. 
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der Verpachtungen waren dieselben wieder nur in die Hände der 
Begüterten gekommen, so dass durch diese Gesetze nur jene in 
der Praxis überhand genommenen Missbrauche entfernt werden 
sollten, zudem wurde ja der Mehrbesitz nicht amiullirt, sondern 
nur gestraft 1 ). Hauptsächlich aber wurde der Besitz an ager 
occupatorius getroffen. 

Zur Ausführung jener Bestimmungen und zur Vertheilung 
des gewonnenen Landes an die Aermeren wurden tresviri agris 
dandis assignandis ernannt 2 ). 

Dass nun die folgenden Gesetze nach jenen grossartigen 
Verschleuderungen der Domänen mit den neu erworbenen spar- 
samer umgehen würden, liess'e sich vermuthen, allein dem ist 
nicht so. Fast jedes jener Gesetze über Vertheilung des ager 
publicus gestattete auch noch ein gewisses Maass der freien In- 
besitznahme. So die lex agraria 643 noch 30 iugera, erklärte 
dieselben aber gleich für freies Eigenthum und überhob dadurch 
die folgenden Gesetze dieser Mühe. 

Die früher weit ausgedehnten Weiden waren jetzt wohl 
überall wo es der Pflug gestattete, zu Ackerland umgewandelt, 
daher enthalten die spätem Gesetze höchstens noch Bestimmungen 
über die Weiden in den Provinzen 3 ). Ferner sind vom Thorischen 
Gesetze an auch Latiner und Peregrinen in gleicher Weise wie 
der römische Bürger des Rechts der Occupation theilhaftig 4 ). 

Gegen jene durch die Gesetze dekretirten Einziehungen des 
in Privatbesitz übergegangenen ager publicus beriefen sich die 
Besitzer vergeblich auf ihr durch unvordenkliche Zeit erworbenes 
Recht 5 ). Mit vollem Rechte wurde diese Einwendung nicht be- 
achtet, denn zu keiner Zeit hatte der Staat sich des Eigenthums 



1) Alle Uebertreter der Ackergesetze wurden von den Aedilen vor 
dem Volke belangt. L i v. X. 13. 

2) Sie werden noch erwähnt in der lex Servilia Gl. vom Jahre 650. 
Siehe K lenze, fragm. leg. Serv. p. 11. 

3) L. agraria cap. IV. F r o n t i n. 15, 48. 

4) cap. XIV. 

5) Cic. d. leg. agr. II. 21. off. 11.22. Florus III. 13: reduci plebs 
in agros unde poterat sine possidentium eversione, qui ipsi pars populi erant 
et iam relictas sibi a maioribus sedes aetate quasi iure possidebant. Andrer 
Ansicht ist Rudorff Feldmesser II. S. 290. 
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vorher entäussert, durch die Gestattung der Occupation aber eben 
gezeigt, dass er sich dasselbe vorbehalte. Kein einziges Gesetz 
dachte nun daran, hierüber eine Bestimmung zu treffen, eben weil 
die Sache ganz klar war. Die von Gracchus aber vorgeschlagene 
Entschädigung der Besitzer galt keinesfalls für den Besitz selbst, 
sondern nur fUr die vom Besitzer vorgenommenen Meliorationen, 
und auch dazu wäre der Staat nicht verpflichtet gewesen. 

Es wurde oben erwähnt, dass die Unterwerfung eines Ge- 
bietes die Vernichtung dessen ganzer Grenzordnung zur Folge 
hatte, der Vollständigkeit wegen sei hier noch angeführt, dass die 
Vereinigung eines Gebiets mit dem römischen durch Vertrag jene 
Folge nicht nach sich zog, denn es blieb dadurch das gesammte 
geistliche Becht geschont. Es gehören dahin sehr viele italische 
Municipien *). In der Begel blieben sie auch später verschont, 
als viele in Militär- Colonien umgewandelt wurden. Ebenso blieb 
alles Privateigenthum unberührt, faktisch aber hatten hier die 
Römer ein Uebergewicht , da sie in allen Gebieten der Bundes- 
genossen das commercium agrorum besassen, welches aber nicht 
umgekehrt der Fall war, das jene in Folge der Aufhebung der 
Städtebunde auch nicht unter sich hatten. Von diesem Rechte 
machten auch die Römer ausgiebigen Gebrauch, so dass am Ende 
der Republik ganz Italien in den römischen Tribus aufging 2 ), es 
trat nämlich durch jenen Grundsatz das Grundeigenthum aus dem 
Völkerrecht in das römische Privatrecht über und wurde der Ver- 
äusserungen und Rechtsverhältnisse ex iure quiritium theilhaftig. 
Als freilich ganz Italien das römische Bürgerrecht erhielt, kommen 
auch diese Verhältnisse nicht mehr in Betracht. 

Durch die im Vorhergehenden geschilderten Maassregeln sind 
im Laufe weniger Jahrhunderte unzählige Millionen aus den Händen 
des Staats in die der Privaten übergegangen und doch hatte diess 
nicht den geringsten Erfolg, das ganze Staatsgrundeigenthum war 
verschleudert und ohne den gesuchten Zweck erreicht zu haben s ), 

1) Lex de Thermess. 1. 14—28. b. Haubold monumenta legalia. An- 
dere Beisp. Lib. colon. I. p. 234, 225, 235, 237. 

2) Paul, ex Fest. v. municipium: civitas universa in civitatem Ro- 
manam venit. Cic. de pet. cons. VIII. 30. 

3) S. die Klagen bei Cic. de leg. agr. I. 2 u. ff. Tac. ann. III. 27; 
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das Proletariat wird mit jedem Jahrzehnt grösser, die sociale 
Revolution ist nur verschoben nicht verhindert. 

Am Ende unsrer Periode als auch J. Caesar seine lex 
agraria vom Jahre 695 und Antonius die von 710 durchgesetzt 
hatten , bestand das ganze Staatsgrundeigenthum nur noch in 
einigen Waldungen und in den subseeiva *). Alle jene Verkei- 
lungen nämlich, mochten sie in Folge von Ackergesetzen oder 
Anlegung von Colonien erfolgen, fanden nur auf Grund einer ge- 
nauen nach festen Regeln vorgeschriebenen Vermessung statt, es 
mussten daher kleinere Schnitzel übrig bleiben, welche im bis- 
herigen Verhältnisse blieben, also entweder verpachtet oder oecu- 
pirt waren, diese Ueberbleibsel, die allerdings in ihrem Gesammt- 
betrage noch einen stattlichen Umfang haben mochten , hiessen 
subseeiva. Kaiser Domitian ttberliess dieselben den Besitzern zu 
Eigenthum 2 ), damit gehört das Recht der Occupation der Geschichte 
an, denn in den Provinzen entwickelte sich um diese Zeit ein 
anderes Rechts-Institut, das vollständig an die Stelle der bisher 
geschilderten trat: nämlich der Colonat; seine volle Ausbildung 
erhielt derselbe freilich erst in der christlichen Kaiserzeit. — Fast 
alle jene Ackergesetze waren zugleich Colonie- Gesetze , Gesetze 
über Ausführung und Gründung von italischen und überseeischen 
Colonien, war ja doch der Zweck derselbe, das für Rom gefähr- 
liche Proletariat zu versorgen, später freilich fast ausschliesslich 
den Veteranen Landbesitz zu verschaffen. Beschlossen wird die 
Gründung der Colonie vom Senate, seit Gracchus in den Cen- 
turiatcomitien, in der letzten Zeit der Republik wurde freilich das 



Hinc Gracchi et Saturnini turbatores plebis, nee minor largitor nomine se- 
natus Drusus; corrupti spe aut inlnsi per intercessionem soeii. ac ne hello 
quidem Italico, mox civili omissum quin multa et diversa sciscerentur, donec 
L. Sulla dietator abolitis vel conversis prioribus, cum plura addidisset, otium 
eius rei haud in longum paravit, statim turbidis Lepidi rogationibus, neque 
multo post tribui,. • eddita licentia quoquo vellent populum agitandi. iamque 
non modo in commune, sed in singulos homines latae quaestiones, et cor- 
ruptissima republica plurimae leges. Appian. b. c. I. 22, 23. Cic. Tus- 
cul. III. 20. off. II. 21. 

1) Sic. Flacc. p. 137, 162. Front. 21. Lib. col. I. 239. II. 252, 254. 

2) Sil et. Do mit. c. 9. subseeiva veteribus possessoribus nt usucapta 
contessit. Suet. Jul. 38. Walter , R.-G. § 268. n. 57. 
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Recht, Militär-Colonien zu gründen, als ein Ausfluss des imperium 
betrachtet ') , wenn auch eine gesetzliche Ermächtigung in der 
Regel gegeben wurde. Diese Vollmachts-Akte heisst coloniae 
municipiive Privilegium 2 ) , während lex colonica das allgemeine 
Colonialrecht heisst. Durch jenes Privilegium wird ein auctor zur 
Assignation ermächtigt, der dann durch Feldmesser die Zutheilung 
im einzelnen vornehmen Hess 3 ). Gewöhnlich schliesst sich der 
Assignirende bei der Gründung einein frühern Auktor an, so as- 
signirte Augustus limitibus Gracchanis *), es ist daher unmög- 
lich, aus dem Namen einen Schluss auf den Gründer zu ziehen. 
Auch diese Colonien beschränkten sich ursprünglich auf Italien 5 ), 
bald aber ausschliesslich auf die Provinzen, wo sie in gleicher 
Weise wie in Italien in der Regel unmittelbar nach der Erwerbung 
den ager publicus aufzehrten 6 ). Denn auch hier wird durch 
Assignation das volle Eigenthum erworben, mit der einzigen Mo- 
dification, dass es sich hier um Provinzialboden handelt. Ein Theil 
des für die Colonie bestimmten Landes blieb im Eigenthum der 
Gemeinde und wurde der Natur der Sache nach zu gemeiner 
Nutzung verwendet oder nach den Grundsätzen des Vectigalrechts 
als ager privatus vectigalisque in Erbpacht gegeben. Es hatte 
sich dieses Recht entwickelt an dem ager publicus in Italien, der, 



1) So erklärte die lex Valeiia die Colonien des Sulla im Voraus für 
gesetzlich. Die Kaiser fragten in der Regel nicht einmal den Senat mehr. 
Für die frühere Zeit Liv. XXXII. 29. XXXIV. 53. XXXV. 40. 

2) Frontin. 19, 24. 

3) I. 1. pr. D. si mensor 11. 6. Die Anweisung selbst datio assignatio. 
Für das einzelne: Lib. col. I. p. 233, 236. c. 17. C. Th. de iure fisci X. 1. 
Von Kaiser Nerva an wandert nach jenen Colonien der verarmte und herab- 
gekommene italische Bauerstand aus. Ueber die verlangte Dienstzeit : 1. 3. 
S 8, 12. I. 5. $ 7. D. de re mil. 49, 16. Horat. ep. I. 7, 45 Tac. ann. 
XIV. 27. 

4) Lib. col. I. 209. Julianis eod. 236 und die spätem Augusteis eod. 
237, 238. Mommsen Feldm. II. S. 188. 

5) Aquae Sextiae ist die erste ausseritalische Colonie gegründet 632. 

6) Das zur Colonie nicht nöthige Land blieb im Besitz des Staats, oft 
wurde es als Gemeindebesitz der Colonie überlassen: Sic. Flacc. p. 162. 
Agenn. 81. Hygin. p. 202. id. de condic. agr. p. 117. Nipsus. 295. 
Die Gromatiker theilen allen Colonialboden ein in ager viritanus, der dem 
Einzelnen zugewiesen wurde, und centuriatus, der der Gesammtheit verblieb. 

Zeitschr. f. Staatsw. 1866. I. Heft. 8 
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wie schon erwähnt, schon von der ältesten Zeit an gegen einen 
Pachtzins (vectigal) verpachtet wurde, wobei der verpachtende 
Staat den stillschweigenden Verzicht einging, das Land so lange 
nicht einzuziehen, als jener Zins richtig bezahlt werde 1 ). 

Als Grundsatz dürfen wir daher hinstellen, dass der ager 
publicus in den Provinzen ganz nach denselben Principien wie in 
Italien behandelt wurde: so hatte der Staat enorme Besitzungen 
in Afrika durch die Kriege mit Karthago erhalten. Dieselben 
wurden anfangs den Umwohnenden gegen ein Hutgeld zu Vieh- 
weiden überlassen, die lex Rubria von 632 wollte hier eine Co- 
lonie gründen, was aber unterblieb, bis auch hier die lex agraria 
von 643 8 ) neue Bestimmungen traf. Es wurden bestätigt die 
frühern Assignationen, ebenso alle folgenden Verfügungen bis zu 
200 iugera, dadurch verwandelte sich die frühere possessio in 
Provinzial-Eigenthum. Der ganze Ueberrest soll durch die Quä- 
storen verkauft werden in Loosen von je 500 iugera gegen Ent- 
schädigung der bisherigen Besitzer s ). Römische Bürger und 
Latinen erhielten dasselbe durch eine Art Scheinkauf, das übrige 
wurde an den Meistbietenden gegen eine runde Summe über- 
lassen 4 ). Erst Augustus gründete auf den Trümmern Karthago's 
eine Colonie, die wohl das noch übrige Staatsland aufzehrte, bis 
Kaiser Severus an Afrika das italische Recht verlieh 5 ) und da- 
durch den Boden des quiritischen Eigenthums fähig machte. Ganz 
auf gleiche Weise wurde in derselben lex agraria das korinthische 
Gebiet behandelt 6 ). 

Es ist jetzt noch die schon vielfach besprochene Frage zu 
behandeln, ob sich der römische Staat an allem Provinzialboden 
das Eigenlhum zuschrieb, so dass es daran gar kein Privateigen- 
thum gegeben hätte, also namentlich ob die ursprünglichen Ein- 
wohner, so weit sie im Besitz ihres Grundes und Bodens belassen 
wurden 7 ) , daran nur Besitz oder volles Eigen gehabt haben. 

1) Gai. III. 145. Dig. si ager vect. i. e. emphyteutic. petatur. 6, 3. 

2) S. cap. XIX. 

3) cap. XXX. XXI. 

4) cap. XXXIV. 

5) 1. 8. § 11. D. de cens. 50, 15. 

6) cap. L. 

7) Ager redditus, stipendiarius, tributarlus und vectigalis genannt. 
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Nach genauer Betrachtung der Quellen dürfte das Resultat folgendes 
sein : Wenn auch die Römer an manchen Stellen von einem Eigen- 
thum des Staats an allem Provinzialboden sprechen, so ist dieses 
keineswegs ernst gemeint, ein privatrechtliches Eigenthuin steht 
dem Staate an dem nicht zu ager- publicus erklärten Lande nicht 
zu, es hat daher der im Besitz belassene Einwohner volles Eigen 
mit der einzigen Modification, dass er davon eine Grundsteuer be- 
zahlen musste. Mit dieser Darstellung steht freilich der Wortlaut 
der Quellen in Widerspruch , doch ist derselbe nur scheinbar ')• 
Die ganze Verschiedenheit dieses provinziellen Eigenthums von 
dein in Italien bestand lediglich darin, dass ersteres nicht ex iure 
Quiritium war, daher die Unmöglichkeit consecrirt zu werden, 
denn es war unfähig des alten Pontifical-Rechts, daher alle andern 
Besonderheiten *). Wir sehen daher weder G a i u s noch die 
übrigen römischen Schriftsteller aus jener Theorie irgend welche 
Consequenz ziehen, es ist dieselbe vielmehr nur eine Fiktion, um 
jene Besonderheiten des Provinzialbodens und namentlich um die 
Grundsteuer zu erklären. Ausgehend nämlich von den in jeder 
Provinz früher bestandenen Verhältnissen wurde von allem Grund 
und Boden eine Grundsteuer erhoben, vectigal, Stipendium und 
von k t a v i a n an tributum genannt, während in Italien lediglich 
eine allgemeine Vermögenssteuer nach dem Census erhoben wurde; 
während nun der Staat bei den zu Vectigalrecht verpachteten 
Grundstücken das Recht der Einziehung hat, wenn das vectigal 
nicht richtig bezahlt wird, hat er hier, wenn die Grundsteuer nicht 
bezahlt wird, lediglich ein Pfandrecht 8 ). Hieraus ergibt sich un- 



1) Namen tl. Gai. II. 7: In provinciali solo placet plerisque, solum re- 
ligiosum non fieri, quia in eo solo dominium populi Romani est vel Caesaris, 
nos autem possessionem tantum et usumfruetum habere videmur: utique 
tarnen eiusmodi locus, licet non sit religiosus, pro religioso habetur und 21 : 
stipendiaria sunt ea, quae in bis provineiis sunt, quae propria populi Ro- 
mani esse intelliguntur; tributaria sunt ea, quae in his provineiis sunt, quae 
propria Caesaris esse creduntur. Frontin. p. 36, 63. PI in. ep. X. 62. 
Cic. de leg. II. 23. 

2) S. Walter, R.-G. $ 159. 

3) 1. 7. pr. D. de publican. 39, 4. 1. 5 § 2. D. de cens. 50, 15. 1. 39. 
§ 7. D. de leg. I. 30. 1. 35 D. de i. f. 49, 14. 1. 1. C. de cap. pign. 10, 21. 
Gai. IV. 29. Cic. Verr. III. 6. off. I. 10. 1. 20. $ 1. D. de captiv. 49, 15. 

8* 
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zweideutig, dass nicht die geringste praktische Consequenz aus 
jenem Satze gezogen wurde. Das Recht aber, eine Grundsteuer 
aufzulegen, ist lediglich staatsrechtlich, ist ein Ausfluss der römi- 
schen Staats-Hoheit, des Imperium. 

Später als alle Provinzialen das römische Bürgerrecht er- 
langten, wurde im ganzen Reiche die Vermögenssteuer erhoben, 
doch ist nicht zu entscheiden, ob diess schon unter Caracalla 
der Fall war *). 

2. Das aerarium. 

Staate-Einnahmen und Ausgaben. 

Die Quästoren. 

In der Verwaltung der Staatskasse trat zunächst durch die 
Vertreibung der Könige ebensowenig eine Aenderung ein, wie 
in den übrigen Zweigen der Staatsverwaltung. Das Recht, die 
Quästoren zu ernennen, sollen sogar ursprünglich die Consuln 
gehabt haben 2 ) , wie lange dasselbe von ihnen ausgeübt wurde, 
ist nicht bekannt, bald wurden sie in den Centuriatcomitien, später 
in den Tribuscomitien gewählt 8 ), ohne dass wir die Zeit näher 
bezeichnen können, möglich, dass diese Uebertragung der Wahl 
durch die leges Valeriae des M. Valerius Poplicola vom Jahre 245 
erfolgte *) , gewiss ist jedoch nur , dass durch ihn zuerst eine 



1) Ueber das Frühere Hygin. p. 285. 1. 8. $ 7. 0. de cens. 50, 15. 
Appian. bell. Mithr. 50. Dio Cass. LXII. 3. Dagegen Puchta 1. 
S. 383. Rudorff, Feldm. II. S. 310. 

2) T a c. ann. XI. 22. Dagegen Walter, R.-G. § 58 aber ohne Grund, denn 
dass diess zum Geiste der damaligen Zustände nicht passte, ist nicht abzu- 
sehen, hatten doch die Consuln im Ganzen kaum weniger Rechte als der 
König, nur dass das imperium zwischen beiden getheilt war. 

3) Gell. N. A. XIII. 15. Walter § 139. 

4) Mit Walter ist auch gegen M o m m s e n und Lange anzunehmen, 
dass die Quästoren des Schatzes nicht identisch sind mit den quaestores 
parricidii, wenn auch Varro de LL. 81 diess behauptet, welche Stelle sich 
übrigens nur auf den Namen beziehen lässt. Voller Beweis für die Richtig- 
keit der Ansicht Walters ist 1. 2. § 22, 23 D. de or. i. I. 2. und lex Ser- 
vilia ed. Klenze : c. 20, 21, 24., sowie tab. Heracl. bei Haubold mon. leg. 99 
an vielen Stellen. 
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Schatzkammer beim Tempel des Saturn eingerichtet wurde ')> 
wahrend bisher die Quästoren den Schatz in ihrem Privathause 
bewahrten. Es ist daraus zu schliessen, dass um diese Zeit das 
aerarium an Umfang gewann, vielleicht in Folge der Confiscation 
des Privatverinögens der Könige 2 ). Ursprünglich waren es zwei 
Quästoren, schon im Jahre 333 wurde ihre Zahl verdoppelt, indem 
zwei immer in Rom für die Verwaltung des Aerarium blieben, 
die beiden andern die Consuln in den Krieg begleiteten s ) , 487 
kamen vier neue Quästoren hinzu, um die Einkünfte aus dem 
nun ganz unterworfenen Italien zu erheben. So mag ihre Zahl 
allmählich mit der Ausdehnung der Eroberungen gewachsen sein, 
bis sie Sulla auf 20, Caesar auf 40 erhöhte 4 ). Ihre Amtstätig- 
keit bestand hauptsächlich in der Verwaltung und Rechnungsfüh- 
rung über das Eigenthum, die Einnahmen und Ausgaben, endlich 
die Forderungen und Schulden des Staats. Ferner lag ihnen ob 
die Verpachtung der kleinern Zehnten 5 ) , ferner die Eintreibung 
der vom Prätor zuerkannten Geldstrafen 6 ), die öffentliche Location 
der Strassen und Wege 7 ). Sie hatten über Alles genau Buch 
und Rechnung zu führen, so dass Unterschleife nicht wohl vor- 
kommen konnten 8 ), Rechnungs - Ablage waren sie den Consuln 
und dem Senate schuldig, welche auch die beständige Controle 
hatten; Zahlungen durften nur auf des Senats Anweisungen hin 
geschehen 9 ). In diesem Schatze im Tempel des Saturn lag in 

1) PI utarch. Poplicola c. 12. 

2) L i v. II. 5. P 1 i n. h. n. XVIII. 4. 

3) L i v. IV. 43. 

4) T a c. ann. XI. 22. S u e t. J u 1 i u s 41. 

5) Die fruges minores, während die Getreide-Zehnten durch den Prätor 
verpachtet wurden. Cic. Verr. III. 97. Gö 1 1 1 i ng S. 417. 

6) S. H a u b o 1 d mon. leg. p. 83 : fragm. plebisc. antiq. : eiusque pe- 
cuniain quaestori quei aerarium provinciam obtinebit populi iudicio petere 
vel in sacrum iudicare liceto. 

7) T a b. H e r a c 1. bei Haubold p. 108. 

8) Cic. p. Fonteio I. II: ratio literarum confectioque tabu'arum 
habet hanc vim, ut ex acceptis et datis quidquid fingatur aut surripiatur 
aut non constet appareat. Lex de scribis bei Haubold p. 85. 

9) Selbst der Consul durfte nach allgemeinem Herkommen ohne Senats- 
schluss kein Geld aus dem Aerar nehmen. S. auch Polyb. VI. 12. § 5. 
c. 15. Liv. XXXVIÜ. §5. 
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der spätem Zeit, namentlich seit den Kriegen mit Griechenland 
und Macedonien, fortwährend eine ungeheure Masse Gold und 
Silber ')• Ausser diesem gewöhnlichen Schatze gab es noch einen 
geheimen Staatsschatz (sanctius aerarium) ! ) für dringende Noth- 
falle, es floss in denselben namentlich die seit dem Jahre 398 
eingeführte 5°/o des Werthes betragende Freilassungssteuer *), 
welche einen so bedeutenden Ertrag lieferte, dass im Jahre 543 
nicht weniger als 4000 Pfund Goldes daraus genommen wurden. 

Die regelmässigen Staats-Einnahmen flössen hauptsächlich aus 
der schon in der vorigen Periode bestandenen allgemeinen Ver- 
mögenssteuer (tributum ex censu), welche von Grund und Boden 
und von der übrigen Habe 4 ) ohne Abzug der Schulden, jedoch 
nur vom ächten Eigen, was ein Bürger ex iure Quiritium besitzt, 
also nicht von Besitzungen in den Provinzen *) und nicht von den 
Besitzungen des ager publicus 6 ) erhoben wurde, und zwar nach 
per mille als simplex oder duplex tributum u. s. w. je nach dem 
Beschlüsse des Senats 7 ). Weitere Einkünfte waren die Grund- 
zinse und Zehnten aus den vererbpachteten oder occupirten Staats- 
ländereien 8 ) , die Abgaben von den öffentlichen Weiden , Berg- 
werken und Fischereien 9 ), die Hafen- und Landzölle I0 ) u. a. m. 
Alle diese Abgaben wurden nicht direkt erhoben, sondern gegen 
eine runde Summe an Publicanen verpachtet 11 ). Eine ganz ge- 
trennte Steuer war das aes hordiarium zum Unterhalte der Bitter- 
pferde, welches die Wittwen und Waisen zu bezahlen hatten. 

Als weitere unregelmässige Einnahmen kommen hinzu der 

1) PI in. h. n. XXXUI. 17. 

2) Liv. XXVII. 10. 

3) Vicesima manumissionum. Liv. VII. 16. 

4) Dass das tributum eine Vermögens- und keine Grundsteuer war, 
Walter I. § 180. 

5) Cic. pro Flacc. 32. 

6) Fest us s. v. censui censendo. Gell. N. A. VII. 11. 

7) Liv. XXIII. 31. 

8) Liv. XXVII. 3. 11. Cic. Verr. III. 6. Festus ». v. Script, ager. 
PI in. h. n. XVIII. 3. 

9) Walter I. $ 242. 

10) Walter $ 182. 

11) Lex agraria c. LXU. Tabula Heracl. bei Haubold mon. leg. p. 116. 
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Tribut abhängiger Völker, der Erlös aus dein Verkaufe der Kriegs- 
beute *), wozu auch die Gefangenen gehören 2 ). Es wurde nämlich 
die für das Aerar bestimmte Beute öffentlich verkauft (Sectio) und 
durch den Magistrat, in der Regel den Quästor addicirt 3 ); das 
dafür gelöste Geld heisst manubiae. In der spätem Zeit werden 
nur mehr die Gefangenen sub corona einzeln verkauft 4 ), alles 
übrige im Ganzen (sectionem venire). Natürlich gehört auch hieher 
der Erlös aus dem Verkaufe der Staats-Ländereien 5 j. 

Ferner flössen die Einnahmen aus den namentlich gegen das 
Ende der Republik immer häufiger werdenden Geldstrafen 6 ), so- 
wie aus den Succuaibenzgcldern in den Legis-Aktionen sacramento. 
Letzteres fiel nämlich ursprünglich an das Collegium der Ponti- 
fices, bei denen es hinterlegt war 7 ), später an die Staatskasse 8 ), 
jedoch lässt sich die Zeit dieser Aenderung nicht nachweisen, 
jedenfalls aber steht dieselbe in engstem Zusammenhang mit dem 
Uebergang der Gerichtsbarkeit an den Prätor 9 ), doch kann diese 
ganze Einnahme nicht sehr bedeutend gewesen sein, denn diese 
ganze Prozessart bestand nicht mehr lange in Uebung. 

In Zeiten der Noth griff man auch zu andern Mitteln, um 
Geld beizuschaffen, so wurde zur Zeit des hannibalischen Krieges 
zu freiwilligen Darlehen aufgefordert 10 ), welche aber gewissenhaft 
zurückbezahlt und für das letzte Drittel Staats-Ländereien gegeben 



1) Liy. II. 42. III. 31. IV. 56. V. 86. Cic. Verr. II. 1. 21. 1. 5. $ 7. 
D. de adq. r. d. 41. 1. 

2) Dionys. IV. 24. Liv. IV. 34. VI. 4. 

3) Gell. N. A. XIII. 24. 

4) Gell. VII. 4. 

5) Lex agraria 42. 

6) Für die ältere Zeit Gell. XI. 1., die spätere Lex repetundarum auf der 
hairtinischen Tafel c. II. Z. 9 : condumnari populo facitoque iudicetur sei 
r-ondemnatus fuerit, ut pequnia redigatur ad quaestorem urbanum aut bona 
eius poplice possideantnr facito; bei Kieme im Rhein Museum f. Philo- 
logie II. S. 41. Liv. XXXVIII. 60. Tac. ann. XIII. 28. 

7) Fest us s. v. sacramentum. 

8) Gai. IV. 17. 

9) Jhering IL S. 43t. 

10) Liv XXVI. 35, 36. XXIX. 16. Festus v, tributorum. Man nannte 
diess tributum temerarium. 
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wurden ') , zur Zeit des Mithridatischen Krieges wurde durch 
Senatsschluss der Verkauf der Weihgeschenke des Königs Numa 
beschlossen *), was als Beweis dienen mag , dass sich der Staat 
noch fortwahrend als Eigentümer der zu gottesdienstlichen Zwecken 
bestimmten Güter betrachtete. Endlich kommen gegen das Ende 
dieser Periode mehrere Erbeseinsetzungen des römischen Staats 
durch fremde Könige vor, so von Attalus, Ptolemaeus, Nicomedes 
und Alexander. Hiedurch wurde nicht nur Staats- und völkerrecht- 
lich die Herrschaft über Land und Leute erworben, sondern der 
römische Staat succedirte auch in das ganze Privatvermögen jenes 
Erblassers, wie in das öffentliche Vermögen des fremden Staates. 
Im einzelnen sind jedoch hierauf nicht die privatrechtlichen Grund- 
satze vom Erbschafts-Antritt u. s. w. anzuwenden, doch sind die 
Nachrichten sehr dürftig 3 ). 

Unter den verschiedenartigsten Ausgaben, die aus der Staats- 
kasse bestritten wurden, sind zunächst von den übrigen die für 
wirkliche Staatsbedürfnisse auszuscheiden. Es gehören dazu in 
erster Reihe die enormen Kosten für den Unterhalt der Heere, 
welche seit dem Jahre 346 durch Einführung des Soldes nur ver- 
mehrt wurden, dann die Kosten der Kriegführung. Alle sonstigen 
Naturalbedürfnisse wurden an den Wenigstbietenden in Verding 
gegeben*); so die Lieferung der Pferde für den Kriegs- und 
übrigen Staatsdienst, denn wer im Auftrage des Staats Reisen zu 
machen hatte, bekam alles Nöthige, selbst die Fourage geliefert 5 ), 
ferner sämmtliche Bedürfnisse der Magistrate von den Schreib- 
materialien 6 ) bis zu den Pferden und dem Silbergeschirr für Be- 
wirthung fremder Gesandten. In gleicher Weise die Lieferung 



1) Liv. XXXI. 13. (.die sogenannten tiientabula). Lex agr. c. 15. 
Rudorff, das Ackergesetz etc. S. 72. 

2) App. bell. M i t h r. 22 : — hf>i^p(aarro nfalHjvai oaa Novuat üoftnüiot 
ßaadfve h frvoCat 9tüv Sttri-'raxro. Ein zweites Beispiel vom Jahre 661 : 
Cic. Tu sc. III. 20. off. II. 21. 

3) Liv. epit. lib. 58, 59, 70, 93. 

4) Diess heisst ultro tributo locare. Liv. XXXIX. 44. 

5) Liv. XXX. 17. XLII. 1. Cic. Verr. IV. 5. II. 1. 

6) Frontin. aq. duct. 100. Val. Max. IL 2, 7. 
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der Opferthiere und der ganze Aufwand für die sacra publica '), 
der Unterhalt und Neubau von öffentlichen Gebäuden, welche mit 
Einschluss der in den Provinzen zu militärischen Zwecken in 
grosser Anzahl bestehenden Getreidemagazine 2 ) sich über das 
ganze Reich verbreiteten, von Tempeln, Wegen, Brücken und 
Wasserleitungen. Endlich der Bedarf für das Münzwesen u. a. in. 
Die meisten dieser Geschäfte hatten die Censoren zu führen 3 ), 
nur wenige, wie der Empfang der fremden Gesandten und die 
Leitung des gesammten Münzwesens, gehörten zum Wirkungs- 
kreis der Quästoren*). 

Ausser diesen wirklichen Staatsausgaben wurde jedoch die 
Staatskasse im Laufe der Zeit immer mehr und mehr für Bedürf- 
nisse in Anspruch genommen, die obwohl ihrer Natur nach nicht 
zu denen des Staates gezählt werden können, doch einen von 
Jahr zu Jahr wachsenden Aufwand erheischten, der vielleicht die 
Summe jener Bedürfnisse übersteigt, sicher ihr gleichkommt. 
Es sind hier nicht einmalige Ausgaben für Belohnung verdienter 
Beamter, deren Leichenbegängniss oder Ausstattung der Töchter 5 ), 
sondern jene grossartigen Aufwendungen für Getreidespenden und 
für andere Maassregeln zur Aufbesserung der Armen gemeint. 

Von den Zeiten des C. Gracchus an finden wir eine Reihe 
leges frumentariae über unentgeltliche Vertheilung von Getreide 
an die ärmere Volksklasse, zum Theil zusammenhängend mit 
den oben erwähnten leges agrariae 6 ), wonach jedem sich mel- 
denden armen Bürger monatlich 5 modii Getreide unentgeltlich 



1) Fe st us s. v. publica sacra, quae publico sumptu pro populo fiunt, 
nicht zu verwechseln mit den popularia sacra (Fest. h. v.), deren Kosten 
von den einzelnen Familienvätern bestritten wurden. 

2) Cic. ad Att. V. 18. Lex agraria 48. 

3) Liv. IV. 8. 

4) Plut. quaest. Rom. 43. 

5) Die Tochter des Scipio erhielt, als dieser in Spanien Krieg führte, 
durch Senatsbeschluss eine Dos von 40,000 schweren Assen aus dem Aeiar. 
Val. Max. IV. 4. § 10. 

6) Es würde zu weit führen, diess im Einzelnen zu verfolgen, es mag 
genügen, auf die tabula Ileracl. bei Haubold in. 1. p. 102 et seq. und 
die treffliche Abhandlung über diese Urkunde von Dirksen in dessen 
civil. Abhandl. Bd. II. N. 2., namentlich Seite 174—201 hinzuweisen. 
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geliefert wurden *) ; damit in Verbindung stehen die gesetzlichen 
Normirungen der Fruchtpreise '). 

Schon kurz nach Vertreibung der Könige zeigen sich in 
Folge der immer mehr überhand nehmenden Verarmung des 
Mittelstandes, in Folge der drückenden Schuldhaft und der für 
jeden in Schulden Gerathenen augenscheinlichen Unmöglichkeit, 
sich herauszureissen 3 ) , heftige Unruhen , welche im Jahre 
258 zur Weigerung des Kriegsdienstes führten, wenn nicht die 
Schulden erlassen würden. Der dahin zielende Vorschlag des 
M. Valcrius scheiterte an dem Gerechtigkeitssinne der Römer, 
unterstüzt durch Appius Claudius, es wurde auch damals schon 
der Vorschlag gemacht . die Schulden aus der Staatskasse zu 
bezahlen und den Gläubigern statt der nexi Sklaven aus öffent- 
lichen Mitteln zu kaufen 4 ), doch half man sich noch mit einem 
Moratorium. Als aber der Verlauf dieser Unruhen zur Secession 
geführt hatte, wurden die Schulden aller Zahlungsunfähigen erlas- 
sen, die Urtheile rescindirt und die nexi und iudicati freigelassen *). 
Diess war zwar eine grossartige Verletzung der Privatrechte, lässt 
sich aber aus politischen Gründen rechtfertigen, denn jene Schuld- 
Verhältnisse bedrohten die Existenz des Staates 6 ). 

Endlich nach zehnjährigem Kampfe wurden die bekannten 
leges Liciniae Sextiae 387 durchgesetzt 7 ), wonach die bezahlten 
Zinsen auf das Kapital angerechnet und für den Rest Fristen 
bestimmt wurden. Doch das ergriffene Mittel war von kurzer 
Dauer. Schon nach wenigen Jahren wurden andere Maassregeln 
ergriffen. Im Jahre 403 sitzen quinqueviri mensarii auf dem 
Forum an Geldtiscben und bezahlen die Schulden der Zahlungs- 



1) Unter Jul. Caesar betrug die Anzahl derselben 350,000, unter Au- 
gustus 200,000. Der Getreidebedarf belief sich jährlich auf 1 '/> bis 2Vs Mil- 
lionen Centner. S. Lieb ig, Agriculturchemie S. 102. 

2) Jhering, G. d. R R. II. S. 262. 

3) Jhering, II. S. 247. 

4) D i o n y s. V. 69. 64 — 68. Vorschlag des M. Manlius. L i v. 
VI. 14, 20. 

5) Dionys., VI. 83, 88. 

6) Cic. de republ. II. 34, off. II. 22. Jhering II. S. 77. 

7) Liv. VI. 35, 39, 42. 
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unfähigen aus dein Aerar '), wogegen diese Schulden auf das 
Aerar wahrscheinlich als unverzinsliche Ausstände überschrieben 
wurden gegen hinlängliche Sicherheit, welche keine andere sein 
konnte, als die durch praedes und praedia. 

Andere Gesetze 2 ) über Zins-Maximum und Moratorien folgten, 
bis die lex Poetelia des Jahres 441 s ) die Schuldhaft ohne rich- 
terliches Urtheil aufhob, wodurch fast ein Jahrhundert lang Ruhe 
herrschte. Doch schon 538 sehen wir in Folge der lex Minucia 
wieder tresviri inensarü *) aus dem Staatsschatze die Privat- 
Schulden bezahlen und in Folge der in socialer Beziehung tief 
erschütternden Bundesgenossenkriege werden wieder eine Reihe 
Gesetze über Schulderlass und ähnliche Maassregeln nothwendig, 
deren Verfolgung im Einzelnen hier zu weit führen würde 5 ). 
Diesen grossartigen Versuchen zur Herstellung eines wohlhabenden 
Mittelstandes, welche im Kampfe mit der heiligen Scheu der Römer 
vor bestehendem Recht den Sieg davon trugen, können wir unsere 
Bewunderung nicht versagen, wenn auch der gewünschte Erfolg 
nicht erreicht wurde. 

3) Der römische Staat als Rech ts- Subject 

in dieser Periode. 
Mussten wir schon für die erste Periode aussprechen, dass 
damals die Römer ihrem Staate die Rechtsfähigkeit im ganzen 
Gebiete des Vermögensrechtes, also des Eigenthums, der Obliga- 
tionen und des Erbrechtes, zuschrieben, so müssen wir diess mit 



1) Liy. VII. 21, 22. 

2) Rudorff, R.-G. I. S. 46. 

3) Liv. VIII. 28. Varro, L. L. VII. 5, § 105. Huschke, da» 
Nexum S. 130—137. 

4) Liv. XXIII. 21. 

5) So die Wuchergesetze, die lex Julia über die Maximalsummen des 
auszuleihenden Geldes u. a. m. Noch unter Tiberius 786 wurden Banken 
errichtet, welche auf 3 Jahre unverzinsliche Darlehen auf Grund und Boden 
berliehen. Tac ann. VI. 23. Es war nämlich in Folge der unsinnigen 
Wiederauffrischung der lex Julia von 705 eine grosse Entwerthung des 
Grundes und Bodens durch den plötzlichen Verkauf einer Menge von Gütern 
eingetreten und dadurch die Ueberschuldung der italischen Grundbesitzer 
enorm geworden. Tac. ann. VI. 17. Suet. Tib. 48. 49. 
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noch grösserer Bestimmtheit für diese Periode behaupten. Aus 
dein Vorstehenden ergibt sich, in welch mannigfacher Weise der 
Staat mit den Privaten auf dem Gebiete des Vermögensverkehrs 
in Berührung kommt: er besitzt nicht nur unermessliches Grund- 
eigentum, abgesehen von der Staatshoheit, sondern auch vielfach 
Eigenthum an beweglichen Sachen, hervorgehend zum Theil aus 
Bedürfnissen des öffentlichen Rechtslebens, zum Theil beruhend 
auf reiner Willkür des Privatrechtes. Ferner sehen wir ihn im 
Gebiete des Obligationenrechtes als Gläubiger, wie als Schuldner 
in den verschiedensten Rechtsverhältnissen auftreten, und in gleicher 
Weise tritt er im Erbrechte als erwerbfähig auf 1 ). Es dürfte dem- 
nach zur Genüge dargethan sein, dass der Staat in jeder Weise 
als Vermögens- und erwerbsfähig angesehen wurde. 

Freilich sind im Einzelnen die Rechtsverhältnisse zwischen 
dem Staat als solchem und der Stadt noch nicht vollständig ge- 
schieden, denn sämmtliche Magistrate der Stadt sind zugleich 
Staatsbeamte, die Fähigkeit zur Erlangung eines Staatsamtes hat 
nur der Bürger der Stadt, der römische Senat ist zugleich Reichs- 
Senat, aus der Staatskasse werden nicht nur die Bedürfnisse des 
Staates, sondern auch rein städtische Bedürfnisse bestritten, jedoch 
gilt diese Vermengung der Verhältnisse, welche ihren Ursprung 
in der Rechtsanschauung hat, dass Rom als Stadt zugleich Re- 
präsentantin und Inbegriff des ganzen Staates sei 2 ), doch nur für 
die oberste Leitung, denn in allen anderen Beziehungen werden 
die städtischen von denen des Staates scharf auseinander gehalten, 
es beweisen diess die vielen Magistrate und Einrichtungen rein 
Iocaler Natur : wie die Aedilen 3 ) , der praefectus annonae , die 
tresviri capitales (Polizeidiener), die tresviri nocturni, die quinque- 
viri diesseits und jenseits der Tiber 4 ), die verschiedenen Bau- 
beamten und andere Einrichtungen mehr. 



1) Es ist hier an die oben erwähnten Erbeinsetzungen des römischen 
Staates durch auswärtige Könige zu erinnern. In anderen Fällen erwarb 
der römische Staat wohl in der Regel durch Damnationslegat. 

2) Siehe 1. 33 D. ad munic. 50. I. Modest.: Roma communis nostra 
patria est. 

3) Tit. D. aedil. ed. 21,1. I. 13, §8. D. locat. 19.2. Tacit. ann. II. 85. 

4) L. 2. § 31. D. de or. iur. 1, 2. 
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Es erhebt sich nun zunächst die Frage, ob dein Rumer die 
Rechtsfähigkeit des Staates als gesondert von der Person der 
Einzelnen, als abstracte, dem Einzelnen gegenüberstehende Per- 
sönlichkeit zum Rechtsbewusstsein kam, und diese Frage ist ent- 
schieden zu bejahen. Zwar ist das Gegentheil von einem namhaf- 
ten Schriftsteller ') behauptet worden, dass nämlich der römischen 
Vorstellung der Staat als die höhere, den Einzelnen umfassende 
und durch ihn mitgebildete Einheit erscheine, wesshalb auch die 
Auffassung vom Vermögen des Staates eine von der heutigen so 
völlig verschiedene sei, indem wir dasselbe als Eigenthum des 
Subjectes Staat, also als fremdes, der Römer dagegen als sein eigenes, 
ihm mit seinen Genossen gemeinschaftliches auffasse. Es muss 
nun zwar zugegeben werden, dass in Folge der hohen politischen 
Begabung und Bildung des Römers dieser sich weit lebhafter an 
allen Fragen der Politik betheiligte, als diess heute wegen der 
durchaus veränderten Verhältnisse des ganzen Lebens möglich ist, 
aber daraus ist kein Schluss zu ziehen , dass dem Römer der 
Staat lediglich als societas erschienen sei, was nothwendig ist, 
wenn man jener Anschauung beitritt. Zugegeben nun auch, dass 
der ältere Römer den Staat noch nicht als Rechtssubject ansah, 
wie ja jedes Volk erst bei entwickelterem Rechtsbewusstsein zur 
Idee der juristischen Person gelangt und dieselbe erst von anderen 
Rechtsverhältnissen auf den Staat überträgt, so ist der Grund 
hievon doch wohl nur in dem Umstände zu suchen , dass der 
Römer der älteren Zeit darüber überhaupt nicht reflectirte, halte 
er aber irgend einen Fall praktisch zu entscheiden , so dürfen wir 
fest überzeugt sein, dass er die allein rationellen Grundsätze an- 
wandte, welche keine anderen, als die auch heute noch geltenden 
sein können. Dass der Römer den Staat nur als societas betrach- 
tete, scheint uns undenkbar, denn dass diese Ansicht eine unvoll- 
kom innere im Verhältnisse zu der modernen ist, dürfte gewiss 
sein, es fehlt aber an jedem Anhaltspunkte dafür, dass die Römer 
auf dieser Entwicklungsstufe stehen geblieben seien. Sie sprechen 
allerdings da, wo sie von Verhältnissen des Staates reden, in der 
Regel vom populus Romanus, aber diese Ausdrucksweise ist eine 



t) Jhering II. S 241 und Anmerkung. 
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Folge der republikanischen Verfassung und kann hieraus allein 
nicht geschlossen werden, dass sie diesen populus als societas 
sich dachten, ja es dürfte hieraus gerade das Gegentheil sich 
ergeben, dass sie ihn als ganz selbständige Existenz gegenüber 
dem Einzelnen, wie den anderen Staaten auffasslen. Noch viel 
weniger aber kann ein derartiger Schluss aus rein zufälligen 
Aeusserungen der Quellen, aus Aeusserungen , welche dem ge- 
wöhnlichen Leben entnommen sind, gezogen werden. So kann 
man sich für obige Rechtsanschauung nicht auf C i c e r o *) berufen, 
denn jene von J h e r i n g angezogene Stelle enthält nur eine 
Anekdote aus dem gewöhnlichen Leben, solche Aeusserungen, 
dass dem Einzelnen ein Theil des öffentlichen Vermögens gehöre, 
kann man heute auch noch hören, ohne dadurch berechtigt zu 
sein , Schlüsse auf die Rechtsanschauung zu ziehen. 

Es bleibt nun noch die Frage zu erörtern, ob in dieser 
Periode der römische Staat auch im Processe als Partei auftreten 
konnte. War auch in dem ältesten Rechte kein Raum für die 
Gerichtsstandsfähigkeit des Staates, denn so lange die ganze Staats- 
Verwaltung einfach ist, genügen administrative Maassregeln, um 
die öffentlichen Interessen zu wahren, hier konnte der Magistrat 
kraft seiner öffentlichen Gewalt einschreiten *), als Beklagter aber 
brauchte er nicht belangt zu werden, weil sich jeder durch amt- 
liche Handlung Benachtheiligte nach dem Rücktritt des Beamten 
an diesen persönlich halten konnte, so wird die Möglichkeit, den 
Staat als solchen vor Gericht zu belangen, bei entwickelteren 
Verhältnissen zur absoluten Nothwendigkeit. 

Als Kläger sehen wir den Staat schon sehr frühe, nicht nur 
in Kriminal- und Polizei-Sachen, sowie in den eigenthümlichen 



1 Tuscul. III. 20: Aninium advertit Gracchus in concione Pisonem 
stantem: quaesit audiente popnlo Romano qui sibi constet, quum ea lege 
frumentum petat, quam dissuaserit. Nolim, inquit, mea bona, Gracche, tibi 
viritim dividere libeat, sed si facias, partem petam. 

2) Etwas Anderes wollte auch Savigny, Syst. II. S. 247, nicht sagen, 
wenn er anführt, es seien die Vermögensverhältnisse des römischen Staates 
mehr administrativ behandelt worden. Ist dieser Ausdruck auch nicht prficis 
genug, so hätte er doch nicht die Polemik Pfeifer' s, die Jurist. Person, 
S. 16. verdient. 
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internationalen Streitsachen *), sondern auch in Civil-Sachen auf- 
treten. Vertreten ist er hiebei entweder durch die Beamten, die 
Consuln, Prätoren oder Quästoren, oder in Sachen der allgemeinen 
Wohlfahrt durch jeden Bürger, der seine Interessen vertreten 2 ) 
wollte, es musste daher schon zur Zeit des Legis- Aktionen-Ver- 
fahrens von dem Grundsatze, dass Processfttbrung durch Dritte 
nicht gestattet sei, für den Staat eine Ausnahme gemacht werden. 
Die Gerichte sind der Natur der Sache nach die ordentlichen, 
also die Becuperatoren , wenn es sich um internationale Verhält- 
nisse handelt s ), das Forum 4 ) in allen übrigen Bechtsstreitigkeiten. 

Wenn auch, wie schon erwähnt, für die frühere Zeit die 
Bechtsanschauung genügen musste, dass der Magistrat für alle 
Handlungen dem Staate verantwortlich ist, dass er dafür mit 
Person und Vermögen haftet, so musste bald die Nothwendigkeit 
sich aufdrängen, auch das Gemeinwesen als Beklagten vor Gericht 
belangen zu können. Wenn der Quästor in Folge strafrechtlichen 
Urtheils das Vermögen des Verurtheilten verkaufen wollte, konnte 
Streit entstehen, sowohl ob im speciellen Falle die Publication des 
Vermögens überhaupt Platz greife, als auch darüber, ob eine Sache 
zu diesem Vermögen gehöre. Jedenfalls mussten sich solche 
Streitfragen schon sehr frühe ergeben, und es vertrat hiebei der 
Quästor den Staat auch als Beklagten, ob aber schon eine klare 
Vorstellung herrschte, dass der Quästor als Vertreter der Process- 
Partei Staat, oder ob er als Beklagter angesehen wurde, mag 
dahingestellt bleiben. 

Anders musste die Sache werden in Folge der verschiedenen 
Ackergeseze namentlich seit der lex Sempronia, denn hier konnte 
sehr leicht Streit entstehen, ob ein bestimmtes Grundstück Bestand- 

1) Es ist hier die clarigatio gemeint, Liv. I. 32. Voigt, das ius 
naturale etc. d. Rom. II. S. 184. 

2) L. 1. D. de loc. p. 43, 7. Cuilibet in publicum petere permitten- 
dunt est id quod ad usum omnium pertineat. 

3) Ueber den Recuperationsprocess statt aller früheren Werke Voigt 
a. a. 0. II. § 28 u. 29. 

4) Es ist zu vermuthen, dass die meisten der hieher bezüglichen Sachen 
vor den Centumviral-Gerichtshof gehörten, doch lässt sich bei dem Mangel 
klarer Quellenzeugnisse nichts Bestimmtes feststellen .Cic. de orat. I. 38. 
Rudorff, R.-G. n. $ 7. 
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theil des agcr publicus sei, oder nicht, wollte man aber warten, 
bis der betreffende Magistrat nicht mehr im Amte war, so konnte 
es leicht zu spät sein. Von dieser Zeit an muss daher die Gerichts- 
standsfähigkeit des römischen Staates anerkannt werden, von hiei 
an musste es möglich sein , ihn auch als Beklagten zu belangen 
Von hier ist es nur ein Schritt, um auch in andern Rechtsver- 
hältnissen ausser dem ager publicus den Staat beklagen zu lassen 
und wenn auch für die Zeit der Republik positive Quellenzeugnisst 
fehlen, so dürfte es nicht zu viel behauptet sein, wenn wir an- 
nehmen, dass auch dieser Schritt gemacht wurde ; es ergibt sick 
diess aus den vielfachen Beziehungen, in die der Staat im Ver- 
mögensverkehr mit den Privaten gerieth 1 ). För die Streitigkeiter. 
aus dem ager publicus wurde eine eigene Commission, tresvir* 
agris dandis assignandis durch die lex Sempronia gebildet, welche 
zugleich als Administrativbehörde die Verkeilung des Landes zi 
besorgen hatte, sowie die Entscheidung darüber, ob ein Grund- 
stück im Staats- oder Privateigenthum stehe; Grenzstreitigkeiten 
jedoch gehörten vor die Grenzgerichte der Feldmesser, wenn wir 
ihre Existenz für diese Zeit schon annehmen dürfen. Schon vier 
Jahre nach der lex Sempronia überwies der Senat jene Geschäfte 
den Consuln, bis C. Gracchus 631 die Bestimmungen seines 
Bruders wieder herstellte, doch bald darauf überweist die erhal- 
tene lex agraria diese Cognition *) wieder den Consuln und Prä- 
toren über das bereits assignirte Land, über das im Staatseigenthum 
gebliebene den Consuln, Prätoren und Censoren und die Entschei- 
dung in den Provinzen auch' noch den Proprätoren. 

Alle übrigen Rechtsstreitigkeiten nun gehören vor die ordent- 
lichen Gerichte. Es ist zwar behauptet worden 8 ), es hätten alle 
derartigen Fälle vor Recuperatoren gehört, aber ohne Grund, viel- 
mehr sagt die angezogene Stelle nur, dass Nero auch die bisher 
beim Aerar, nämlich vor den Quästoren verhandelten Sachen vor die 

1) Ein «ehr interessanter Process aus dem Jahre 226 ist die lis fullo- 
num: Rudorff, R.-G. II. S. 203. 

2) S. cap. 17. 

3) Keller, Civ.-Pr. $ 8. N. 131, auf Grund von Suet. Nero 17 u. 
Plin. paneg. 36. Suet. Nero 17: cautum ut rerum actu ab aerario causae 
ad forum ac recuperatores transferrentur. 



der rSmischen Republik. J29 

ordentlichen Gerichte, forum und recuperatores , gewiesen habe. 
Es waren diess wahrscheinlich Steuersachen und wohl namentlich 
der Anspruch auf Rückerstattung unrechtmässig erworbener Steuern, 
denn dafür dass alle Sachen, in denen der Staat Beklagter war, 
vor den Quästoren entschieden worden seien, fehlt jeder Anhalts- 
punkt. In den meisten Fällen waren jedoch die Recuperatoren 
competent '). 

Als Resultat der bisherigen Untersuchung dürfen wir ' mit 
aller Entschiedenheit aussprechen, dass am Ende unserer Periode 
der Staat als solcher, als populus Romanus, längst schon als 
Rechts-Subject nicht nur im Vermögensrechte, sondern auch im 
Processrechte anerkannt war. Freilich müssen im Einzelnen, 
namentlich in der letzteren Richtung, noch eine Reihe von Fragen 
ungelöst bleiben. Der Staat ist sonach in jeder Beziehung als 
juristische Persönlichkeit anerkannt. 

111. 

Erste Periode der Kaiserzeit. 
1) Der Ager publicus. 

Im Folgenden haben wir es mit der Darstellung jener Ueber- 
gangsperiode zu thun, wo der römische Staat zwar nominell eine 
Monarchie geworden, aber im Wesen eine Republik geblieben 
war. In dieser Zeit sind alle im Vorhergehenden behandelten 
Verhältnisse und Institutionen in ihrem Standpunkte unsicher ge- 
worden, es sind die hieher bezüglichen Rechtsgrundsätze alle in 
Fluss gerathen. Dieses Schwanken in den realen Verhältnissen, 
diese Unsicherheit der Rechtsgrundsäze dauert bis ans Ende des 
zweiten Jahrhunderts der Kaiserzeit. Von da an beginnt eine 
neue Epoche, von da kommen ganz neue Recbtsanschauungen zur 
Geltung. 

Die Zustände des ager publicus sind in der ersten Kaiserzeit 
in keiner Weise andere, als zur Zeit der Republik. In Italien 
waren in Folge der vielfachen Assignationen, nachdem auch Julius 



1) Cic. Verr. II. 3, pro Flacco 4. Lex Acilia I. 2t f. K lenze, 
Ges. auf d. bantin. Tafeln im Rhein. Mus. für Phil., Jg. II. 
Zeitschr. f. Staats*. U66. I.Heft. 9 
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Caesar als Consul im Jahre 695 J ) die campanischen Staats- 
Ländereien an 20000 arme Bürgerfamilien zu Eigenthum über- 
wiesen hatte 2 ), die früher weit ausgedehnten Strecken des ager 
publicus mit Ausnahme geringer Besitzungen an Waldungen und 
Bergwerken zu Privateigenthum geworden. Das letzte Stück in 
Apulien und Calabrien wurde von Vespasian verwendet 3 ). 
Unter den Soldatenkaisern, als die ganze Staatsverwaltung im 
Argen lag, waren auch die früher verpachteten Theile allmälig 
von den Umliegenden usurpirt worden, wesshalb sich Vespasian 
und Titus veranlasst sahen, eine genaue Untersuchung vorzuneh- 
men, worauf dann der grösste Theil dieses Staatsgutes zu Gunsten 
des Aerars verkauft, der noch übrige Theil von Domitian 
den Besitzern geschenkt wurde. Ganz ähnliche Zustände herrsch- 
ten damals in den Provinzen *). Hier wurden durch die Gründung 
der zahllosen Militär-Colonien fortwährend ansehnliche Gebiete 
des Staatseigenthums verwendet 5 ). 

Das Eigenthum des ager publicus stand nach wie vor aus- 
schliesslich dem römischen Staate zu, niemals wurde dasselbe 
dem römischen Kaiser zugesprochen. Die Verfügung freilich ging 
allmälig an den Kaiser über, wenn auch anfangs noch regelmässig 
der Senat bei Stiftung von Colonien — die Comitien hatten ja 
längst ihre hauptsächlichste Competenz dem Senate überlassen 
müssen — gefragt wurde, bald fand auch diess nicht mehr statt, 
der Kaiser verfügte ganz selbständig über Gründung von Colo- 
nien, über Verkauf und Schenkung der Staatsländereien. 

1) lieber dieses Gesetz im Verhältnis» zur lex Mamilia Koscia Peducaea 
Alliena Fabia s. Mommsen, Feldmesser II., S. 223. Rudorff ebenda 
S. 244 und Zeitschr. f. gesch. R.-W. IX., Nr. 12. 

2) lieber die Ursachen dieses Gesezes, einestheils den ausgesogenen 
Campanischen Lfindereien die frühere Fruchtbarkeit wieder zu verschaffen, 
anderntheils die durch den letzten Census unbezweifelbar festgestellte Ab- 
nahme der italischen Landbevölkerung zu hemmen, s. Lieb ig, Chemie der 
Agricultur 1862, S. 97 u. f. 

3) Lib. colon. I. 211, 261. Ueber Augustus s. eod., p. 242. 

4) S ue t. D o m i t. 9. Ta c. ann. XIV. 18. S. auch die epistola Dömitiani 
(835) bei Haubold mon. leg. p. 230. Ueber die Schicksale der subseciva 
Hygin. 111, 117. Nipsus 295. Sic. Flacc. 163. Frontin. 52. Lib. 
col. I. 211. Hygin. 202. 

5) Das Nähere bei Rudorff, Feldmesser II., S. 366. 
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Freilich mochten Uebergrifle der kaiserlichen Statthalter, dahin 
zielend, das Staatseigenthum allmälig zu kaiserlichem Privatbesitz 
zu machen, nicht selten sein, doch blieben dieselben ohne Erfolg. 
Beweis hiefür sind die Zustände in Aegypten. Dort waren von 
freien Grundeigentümern, namentlich von solchen, welche öffent- 
liche Grundstücke gekauft hatten, ausser den gewöhnlichen Ab- 
gaben auch Colonar-Grundzinse verlangt worden, womit ihnen das 
Eigenthum an ihrem Grund und Boden abgesprochen worden 
wäre ') ; Tiberius Alexander verspricht in der citirten Stelle, 
diesen Missbrauch nach dem Beispiele seines Vorgängers Vestinus 
abzustellen. Zudem bot die ausschliessliche Befugniss des Kaisers, 
polizeiliche Bestimmungen über Benützung des öffentlichen Grundes 
und Bodens zu erlassen, mannigfachen Anlass, um für den ober- 
flächlichen Anblick die Idee zu erzeugen, als ob dem Kaiser 
wirkliches Eigenthum am ager publicus zugestanden hätte. Strei- 
tigkeiten über die Eigenschaft des ager publicus, namentlich Vin- 
dication desselben aus dem Besitze widerrechtlicher Occupanten, 
entschieden die Feldmesser in ihren Ganggerichten 2 ), wie diesel- 
ben auch durch Präventivmaassregeln solche Occupationen ver- 
hüten sollten s ). 

In den jetzt nicht nur über Italien, sondern über sämmtliche 
Provinzen des Reiches verbreiteten Colonien erhält der Colonist 
das zugetheilte Land zu vollem Eigenthum, nicht etwa bloss zu 
erblicher Nutzniessung, nur war regelmässige Bedingung, dass es 
nicht an Private, an Nichtsoldaten, veräussert werde 4 ). Es ergibt 
das Eigenthum schon daraus, dass in der Regel der neugestifteten 
Colonie das italische Recht verliehen wurde, in Folge dessen 
waren die Colonisten frei von Stipendium und tributum, hatten die 
Möglichkeit der mancipatio, der vindicatio ex iure Quiritium, die 

1) Edict. Tib. J. Alex. § 7. 

2) Liv. XLII. t. Einen interessanten Rechtsstreit über subseeiva, von 
Domitian selbst entschieden, s. Rudorff, Feldm. II, S. 456. 

3) In den Bundesstädten und Colonien bestanden zu diesem Zwecke 
eigne curatores locorum publicorum persequendorum. Rudorff, Feldm. 
II. 457. 

4) Paul. sent. III. 4a, 7. Ulpian XII. 3. Appian., b. c. III. 2. 
Lamprid. Alex. Sev. c. 57. Vo pisc. Prob. c. 16, 1. 2, 3. C. de fund. 
limitr 11. 59. Rudorff, Feldm. II. 372. 

9* 
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possessio ad usucapionem und den Interdicten-Schutz ')• Jedoch 
gab es auch Colonien ohne italisches Recht, doch mag deren 
factischer Zustand sich nicht wesentlich von dem der übrigen 
unterschieden haben. 

In dieser Periode sehen wir allmälig für die Benutzung des 
ager publicus ganz neue Rechtsgrundsätze zur Geltung kommen, 
welche Entwicklung in der zweiten Periode von Diode ti an 
an vollendet ist. Für die Grundstücke der Corporationen und 
Communen war längst eine Art Erbpacht in Uebung gekommen 
und ging als ager vectigalis auf das Staatsland über und von 
da als emphyteusis in die oströmischen Provinzen. Seinen Namen 
hatte er von dem Grundzinse, der für die erbliche Benützung 
bezahlt wurde, während früher aller Grund und Boden, der Grund- 
steuer entrichtete, also namentlich der Provinzialboden so genannt 
wurde *). Der Berechtigte besass das Grundstück fast wie der 
Eigenthümer, er konnte sein Recht verkaufen und in jeder 
Weise veräussern, es standen ihm alle Klagen wie dem Eigen- 
thümer zu, das Eigenthum an den Früchten erwirbt er durch 
Separation, nicht erst durch Perception. Nur zwei Beschränkun- 
gen musste er sich gefallen lassen, er musste den Grundzins 
regelmässig entrichten und konnte das Grundstück nicht beliebig 
tbeilen, was eine nothwendige Folge des Grundzinses war. 

2) Das Aerarium. 
Auch das Aerar musste sich mit Beginn der Kaiserherrschaft 
wesentliche Veränderungen gefallen lassen. Schon Julius Cae- 
sar erhielt mit der zweiten Dictatur nicht nur die Verleihung der 
Provinzen, sondern auch die alleinige Verfügung über das aerarium. 
In Folge dessen hob er das Amt der tribuni aerarii auf 3 ), halte 
er doch früher schon auf die eigenmächtigste und gewaltthätigste 
Weise über die Staatskasse verfügt *) ; die Recbnungsablage geschah 
nicht mehr dem Senate, sondern ihm allein. Diese letzte Maass- 



1) Front in. p. 35, c. un. C. Th. de iure ital. urb. Const. 14, 13. 

2) F e 8 1 u s , 8. v. vectigal aes appellatur, quod praeter tributum et 
Stipendium et equestre et hordiarium populo debetur. Hygin. p. 116. 

3) Sueton. Jul. 41. Appian., bell. civ. IV. 91, 93. 

4) App., b. c. II. 41. Dio Ca ss. LH!. 16, 22. 
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regel hob Antonius zwar wieder auf 1 ), jedoch wurden dessen 
Zugeständnisse schon durch et a vi an dem Volke und Senate 
von neuem entzogen. Zwar blieb die Staatskasse dem Namen 
nach unter dem Senate, der Kaiser aber verfügte vollständig un- 
beschränkt darüber, ja als imperator führte er sogar neue Steuern 
ein und behielt sie zu seiner Disposition *). Unter den späteren 
Kaisern war die Frage , wem die Verfügung über die öffentlichen 
Gelder zustehe, nicht mehr zweifelhaft. Den Schuldnern wurden 
häufig unmittelbar vom Kaiser die an die Staatskasse zu bezahlen- 
den Schulden erlassen, oft in Form der Verbrennung der Schuld- 
scheine 3 ), auch wurden die Steuernachlässe lediglich vom Kaiser 
bewilligt. 

Auch die Quästoren des Aerars hob Augustus auf und 
übertrug ihr Amt eigenen Präfecten *), welche anfangs noch vom 
Senat gewählt, später durchs Loos aus den* Prätoren bestimmt 
wurden. Die Quästur dauerte zwar fort, hatte aber eine ganz 
andere Function 5 ). Nur vorübergehend übertrug Kaiser Claudius 
das Aerar wieder den Quästoren 6 ), an deren Stelle schon Nero 
Präfecten setzte, deren Ernennung ihm allein zustand 7 ). So blieb 
es, bis das Aerar selbst sein Ende erreichte 8 ). Die Einkünfte 
des Aerars flössen, wie bisher, zum weitaus grössten Theil aus 
den Steuern der Provinzen, dann aus den Zöllen, den Abgaben 
für Benützung der öffentlichen Anstalten, dann aus dem Ertrag 
der nach der lex Julia et Papia Poppaea dem Staate zufallenden 
Erbschaften .und einer Reihe anderer, zum Theil schon oben er- 
wähnter Einkünfte 9 ). 

Bezüglich der Besteuerung ist noch anzuführen, dass schon 
Augustus eine durch das ganze Reich gleichmässige Besteue- 



1) App., b. c. III. 25. Suet. Calig. 16. Dio Cass. LIX. 9. 

2) Suet. Calig. 40. 

3) Suet. Octav. 32. 

4) Suet. Octav. 36. 

5) L. un. $ 2 — 4 D. de off. quaest. 1, 13. Lamprid. Alex. 43. 

6) Suet. Claud. 24. 

7) Tac. ann. XIII. 29. 

8) Tac. hist. IV. 9. Capitolin. Marc. Ant. 9. Pertin. 9. 

9) Ueber die verschiedenartigsten Zölle s. 1. 16, $ 7. D. de public. 
39, 4. 
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rung anstrebte, jedoch nicht durchsetzte '), was aber seine Nach- 
folger durch Aufhebung der meisten unständigen Abgaben und 
Einführung einer gleichen Grundsteuer erreichten. Neben der all- 
gemeinen Grundsteuer (tributum praediorum, capitalio, anocpoQÜ, 
nQÖaodog) bestand in den meisten Provinzen noch eine Kopfsteuer 
(tributum, census capitis, capitatio). Die Grundsteuer wurde theils 
in Geld, theils in Naturalien , vornehmlich Getreide, entrichtet 2 ) ; 
beide wurden, letztere soweit sie zur Verproviantirung Roms nöthig 
war, direct durch ein Heer von Beamten, ixloyiarai, peraequatores, 
tabularii, exactores und susceptores, erhoben und verrechnet, wah- 
rend alle indirecten Abgaben und Zölle an Publikanen verpachtet 
wurden. Auch die Einkünfte der ursprünglich dem Kaiser vor- 
behaltenen Provinzen flössen nach Deckung der Bedürfnisse des 
Heeres und der Verwaltung unmittelbar in das Aerar *), erst später 
wurden sie an den Kaiser selbst abgeliefert 4 ), während das Ge- 
treide bestimmt zur Vertheilung unter die Einwohner Roms an 
den praefectus annonae überwiesen wurde. 

Verwendet wurde das öffentliche Vermögen ganz in der gleichen 
Weise wie früher, der Aufwand des Staates, namentlich für das 
Heer, wurde immer grossarliger, waren zufällig grössere Massen 
Geldes im Aerar, so wurde es gegen Zinsen an Private ausge- 
liehen, in der Regel zu einem geringeren Zinsfuss 5 ). Vorläufig 
wurden auch die rein städtischen Bedürfnisse daraus bestritten, 
bis unter Aurelian eine eigene Stadtkasse, die arca publica entstand, 
deren Verwaltung eigenen Quästoren unter der Aufsicht des Se- 
nats überwiesen ward 8 ). Als Einkünfte hatte diese Kasse gewisse 
Zölle, den Ertrag der städtischen Grundstücke, der Kapitalzinsen 
u. a. m. 7 ). Diese Stadtkasse wurde auch noch in der spätesten 



1) Hygin. 198. 

2) Ueber die Verhältnisse Aegyptens s. Rudorff, das Edict des T. J. 
AI. im Rhein. Mus. für Phil. II. S. 71. 

3) Ed. Tib. Alex. $ 10. 

4) Strabo XVII. 797. 

5) Sehr interessant hierüber: PI in. epist. X. 62, 63. 

6) Vopisc. Aurel. 20, 45. 

7) Cic. ad famil. XIII. 7, 11. Unter den Quaestoren standen curato- 
res calendarii für die Rechnungsführung. 
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Zeit aerarium genannt '), als dieser Ausdruck in seiner ursprüng- 
lichen Bedeutung längst vergessen war. Die alles freie Leben 
erstickende Centralisation stellte das städtische Vermögen unter 
die Aufsicht eines kaiserlichen Präfecten 8 ) und verwendete es 
zu Zwecken des Staates, so dass Julian und Theodosius die 
Zurückgabe desselben beschlossen 3 ). 

Nach wie vor steht das Eigenthum des Aerars ausschliess- 
lich dein Staate , dein römischen Volke zu, zwar hatte der Kaiser 
sich sehr bald das alleinige Verfügungsrecht über die öffentlichen 
Gelder zu verschaffen gewusst, aber ein Eigentumsrecht hatte sich 
weder Augustus noch einer seiner Nachfolger hieran zuge- 
schrieben. August us, der dein Staatsschatze grosse Aufmerk- 
samkeit zuwandte 4 ), unterschied immer scharf zwischen der Kasse 
des Volkes und seinem Privatvermögen , Uebergriffe werden von 
ihm nicht erzählt. Mögen dieselben auch unter seinen tyrannischen 
Nachfolgern, wie Caligula, der eine Reihe unerhörter Steuern 
und Abgaben einführte 5 ), vorgekommen sein, mögen dieselben 
vielfach auch Staatsgelder zu Privatzwecken verwendet haben, 
niemals wird ihnen ein Eigenthum des öffentlichen Vermögens 
zugeschrieben. 

Alle übrigen, oben dargestellten Verhältnisse und Institute 
erleiden keine Veränderung, insbesondere bleibt die Competenz 
der Gerichte, die Art und Weise der Realisirung der Staats- 
forderungen nach wie vor bestehen. Ueberhaupt lässt sich mit 

1) C. 27. C. Th. de op. publ. XV. 1. 

2) Symmach. epist. X. 40, 57. 

3) L. 1, 2, 3, 5. C. de div. praed. urb. II. 69. 

4) Siehe sein Testament: Suet. Aug. 101. Tac. anu. I. II. 

5) Suet. C a I i g. 40 : Vectigalia uova atque inaudita prinium per pu- 
blicanos, deinde per centuriones tribimosque praetorianos exereuit; nullo 
reruni aut homimim generc omisso, eui nun tributi aliquid imponeret. Pro 
edtiliis, quae tota urbe venirent, ceitum statutumque exigebatur. Pro litibus 
atque iudieiis ubieunque coueeptis quadragesima summae, de qua litigaretur: 
nee sine poena, si quis composuissc vel donasse negotium convinceretur. 
Ex gerulorum diurnis quaestibus pars oetava, ex capturis prostitutarum 
quantuni quaeque uno coueubitu meieret. Additumque ad Caput legis, ut 
tenerentur publica et quae meretricium et qui lenocinium fecissent; nee non 
et matrimonia obnoxia essent. 
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der Kaiserzeit kein neuer Abschnitt in der Entwicklung des rö- 
mischen Staates und Rechtes beginnen, erst im dritten Jahrhundert 
fängt jene grossartige Umwälzung des ganzen Staatsrechtes an, 
welche auch die hieher bezüglichen Institute total umgestaltet. 
Allerdings lassen sich die Anzeigen und die ersten Quellen der- 
selben bis auf die Zeiten August's verfolgen, aber die von 
ihm geschaffenen Einrichtungen greifen noch nicht wesentlich in 
den früheren Organismus ein, sondern bahnen nur den Uebergang 
zu einer künftigen Phase des Rechts. 



